142. Dienſtag 


Inland. 


Pots dam, den 17. Juni. Ihre Königl. Hoheiten der Prinz und die 
Prinzeſſin Friedrich der Niederlande nebſt Höchſtderen Töchtern, den 
Prinzeſſinnen Luiſe und Marie Königl. Hoheiten, ſind, vom Haag kom⸗ 
mend, auf Schloß Sansſouci eingetroffen. i 


Der Plan, welchen die Regierung bei Ausführung der beabſichtigen Dismem⸗ 
bration dazu geeigneter Domainen im Großherzogthum Poſen, Oſt- und Weſt⸗ 
preußen zu verfolgen beabſichtigt, hat in ſofern von mehreren Seiten Mißbilli⸗ 
zung gefunden, als bei der Vertheilung Koloniſten aus den Weſtlichen Ge⸗ 
genden Deutſchlands vorzugsweiſe berückſichtigt werden ſollen. Man fordert im 
Gegentheil, daß wenn Fremde auch nicht ganz auszuſchließen ſein möchten, den⸗ 
ſelben doch immer geeignete einheimiſche Bewerber vorgezogen werden ſollten. Es 
liegt dieſem Verlangen die Rechtsidee, die auch wir nicht beftreiten wollen, zu 
Grunde, daß diejenigen, welche im Lande geboren und erzogen ſind, auch den er⸗ 
ſten Anſpruch auf den Beſitz und Genuß deſſelben haben, die Ausführung dieſer 


Idee dürfte jedoch — abgeſehen von der Vereitelung aller andern Zwecke, welche 
man durch die Zerſchlagung der Domainen zu erreichen ſtrebt und auf welche wir 


noch zu ſprechen kommen werden — nicht nur mehr als ſehr ſchwierig, ſondern 
völlig unausführbar ſein. Natürlich hat man wohl hauptſächlich den beſitzloſen 
Theil der Bewohner des Großherzogsthums und Oft und Weſtpreußens dabei im 
Auge, d. h. die ſogenannten Komorniks oder ländlichen Tagelöhner. Im Groß⸗ 
herzogthum ſtehen der Koloniſirung derſelben zwei große Hinderniſſe entgegen. Zu— 
nächſt wird man von der Regierung billigerweiſe nichts weiter fordern können, als 
daß ſie den Koloniſten eine gewiſſe Flache Acker und Plätze zur Errichtung der Wohn⸗ 
und Wirthſchaftsgebäude unter den feſtgeſetzten Bedingungen und Erleichterungen 
überläßt, wogegen dieſe die Errichtung dieſer Gebäude und die Beſchaffung des 
nöthigen todten und lebenden Inventariums ſelbſt aus eigenen Mitteln zu bewir- 
ken haben. Dieſe Mittel haben unſere Komorniks — die jetzt auch nicht eine 
Handbreit Landes, nicht einen Strohwiſch auf dem Dache ihr eigen nennen kön— 
nen — ohne Ausnahme nicht, ſie müßten ihnen alſo noch dazu geſchenkt wer— 
den; denn auch als zu verzinfender Vorſchuß würden fie ihnen nichts helfen, da 
Zinſen und Erbpacht zuſammen von ihnen bei beſter Wirthſchaft nicht zu erſchwin— 
gen fein würden. Ferner entſteht bei uns ſchon jetzt ein ſehr fühlbater Mangel an 
guten ländlichen Arbeitern, der natürlich ſehr zum noch größeren Nachtheil unſerer 
Landwirthſchaft vermehrt werden würde, wenn man einen beträchtlichen Theil der- 
ſelben ſeinem jetzigen Wohnorte und Verhältniß entziehen wollte. Daß etwas hier für 
die beſſere Lage der Komoruniks geſchehen möchte, bleibt allerdings wünſchenswerth, 
doch ſcheint uns, daß ihre Koloniſation immer da geſchehen ſollte, wo ſie jetzt 
wohnhaft und. befchäftigt find, d. h. durch die Privatgutsbeſitzer durch Ueberwei— 
fung kleiner Nahrungen als Eigenthum gegen eine gewiſſe billige Entſchädigung 
in Geld oder Handdienſten. So weit auf den zu dismembrirenden Domainen 
ſelbſt Komorniks ſich befinden, läßt ſich wohl erwarten, daß fie von der Regie— 
rung in dieſer Weiſe werden berückſichtigt werden, um mit der Schöpfung eines 
unabhänigern ländlichen Arbeiterſtandes hier den Anfang zu machen, aus andern 
Gegenden und Gütern des Großherzogthums ſolche dagegen in Maſſe nach die⸗ 
fen Domainen hinzuziehen, könnte für den allgemeinen Betrieb und Fortſchritt der 
Landwirtſchaft nur nachtheilig fein. — So kann die Koloniſation unſerer Beſitz⸗ 
loſen, in der Art, wie man fordert, weder ausführbar, noch wünſchenswerth und 
räthlich erſcheinen. — Dagegen liegt auch der beabſichtigten Dismembration ein 
anderer Zweck zum Grunde, deſſen kräftigen Segen man jetzt hier wohl noch ver⸗ 
kennen kann, durch deſſen Verfolgung aber unſtreitig dem Großherzogthum eine 
größere Wohlthat erzeugt wird, als durch die Koloniſation der Komorniks, nämlich 
der Zweck, den Strom der Auswanderung des Weſten hierher zu leiten, und ſo 
dem Vaterlande nicht nur nützliche Arbeitskräfte und bedeutende Kapitalien über: 
haupt zu erhalten, ſondern dadurch zugleich die höhere Kultur des Weſtens nach 


den 22. Juni 1847. 


dem Oſten zu verpflanzen. Der Bauer lernt am beſten vom Bauern, denn der 
Betrieb großer Güter iſt immer auf andere Grundlagen blaſirt, als der, der Bauern⸗ 


güter, wenigſtens aber iſt unſer Bauer noch nicht intelligent genug, um ſich das 


herausſuchen zu können, was für ihn und feine Verhältniſſe davon paßt oder nicht 
paßt. Der wahre Grund, dem die Oppoſition entſpringt, iſt übrigens das na⸗ 
tionale Mißtrauen, das in dieſer Operation nichts als die konſequente Verfolgung 
eines Germaniſirungsſyſtems erblicken will, ein Mißtrauen, das durch die in Bere 
lin einmal laut gewordene Idee, zur Germaniſirung Poſens die zur Subhaſtation 
kommenden Güter des Polniſchen Adels anzukaufen und nur wieder an Deutſche 
zu überlaſſen, vorzüglich genährt worden iſt. Der Erfolg, hoffen wir, wird mit 
der Maßregel ausſöhnen. a 


Berlin den 19. Juni. Bei gedeutender Roggenzufuhr war das Geſchäft 
auf dem heutigen Getreidemarkt wieder ſehr flau. Wegen der betrübenden Nach⸗ 
richt, daß in Schleſien mehrere Flüſſe ausgetreten ſeien und den Saatfeldern be⸗ 
deutenden Schaden zugefügt hätten, verlangten die Getreideverkäufer wieder höhere 
Preiſe. Die Kommunal- Behörde fährt fort, die Metze Kartoffeln für 2 Ser. 
en Unbemittelte zu verkaufen. — Drei Abſtimmungen find bisher auf unſerm 


Landtage theils in getrennten, theils in vereinigten Kurien erfolgt, welche das 


Weſen dieſer Landes, Repräſentation in politiſcher, kirchlicher und ſozialer Bezle⸗ 
hung beſſer charakteriſiren, als es die ſchönſten Reden der Abgeordneten oder die 
gründlichſten Kritiken und Abhandlungen vermögen; wir meinen die Abſtimmungen 
über die ſtändiſchen Verordnungen vom 3. Februar, über den Antrag, daß bei 
Ausübung politiſcher Rechte Niemand nach ſeinem Glauben zu fragen ſei „unnd 
endlich über die Einkommenſteuer. Im erſten Fall ſtimmten für das Vincke ſche 
Amendement in der zweiten Kurie 260 Abgeordnete, und 247 dagegen; es war 
alſo eine abſolute Majorität für dieſe politiſche Frage vorhanden; nur fehlte ihr 
die vorgeſchriebene 3-Majorität. In der kirchlichen Frage, wenn wir den Antrag 
des Abg- v. Saucken⸗Julienfelde fo nennen dürfen, fanden ſich, ebenfalls in der 
zweiten Kurie, nur noch 158 Stimmen dafur, daß bei Ausübung politiſcher 
Rechte Niemand nach ſeinem Glauben gefragt werden ſollte; es fehlte alſo hier 
ſchon die abſolute Majorität. In Betreff der Frage, ob die Aufhebung der 
Schlacht- und Mahlſteuer unter der Vorausſetzung zu befürworten ſei, daß an 
Stelle derſelben eine Einkommenſteuer eintrete, bei welcher zur Ermittelung, Prü⸗ 
fung und Feſtſetzung des derſelben unterworfenen Einkommens zunächſt die Anga⸗ 
ben der Steuerpflichtigen dienen, fanden ſich nur 141 bejahende Stimmen in den 
vereinigten Kurien und darunter 10 aus dem Herrenſtande; 390 waren dagegen. 
Die Skala in unferem Landtage oder eigentlich in der zweiten Kurie wäre demnach 
folgende: 260 für politiſche Rechte, 158 für Befreiung der politiſchen Rechte 
von kirchlicher Abhängigkeit, 131, wenn man die 10 Stimmen der Herrenkurie 
abzieht, für das Prinzip der Einkommenſteuer unter den angegebenen Bedingun⸗ 
gen. Dieſe Skala entſpricht auch vollſtändig einer gewiſſen Naturnothwendigkeit 
im Gange der Entwickelungsgeſchichte der Völker. Die politiſche Freiheit geht der 
kirchlichen voran, dann folgen die ſozialen Fragen, die in einem geordneten Staats⸗ 
weſen regelrecht mit der Prüfung der Beſteuerung beginnen müſſen. Wir verwei⸗ 
ſen zu dieſem Zwecke auf England. Ebenſo überraſchend mußte es ſein, daß 
gegen einen Geſetzentwurf, der doch von der Regierung vorgelegt und unterſtützt 
wurde und zwar fo gründlich unterſtützt wurde, wie kaum ein anderer, faft ſaͤmmt⸗ 
liche Staatsdiener, die auf dem Landtage ſitzen, ſtimmten, fo wie auch mit Aus⸗ 
ſchluß von zweien alle Provinzial-Landtagsmarſchälle. Zerlegt man nun ferner 
die Zahl der 141, welche für die Einkommenſteuer ſtimmten, fo findet man, wie 
ſchon erwähnt, daß darunter 10 Mitglieder der Herrenkurie ſich befinden und 
zwar nur zwei Prinzen, während fünf dagegen ſtimmten. Von den übrigen 131 
Abgeordneten kommen 30 auf Preußen, 12 auf Brandenburg, 7 auf Pommern, 
22 auf Schleſien, 13 auf Poſen, 14 auf Sachſen, 6 auf Weſtphalen und 26 
auf die Rheinprovinz. Nach Ständen die Stimmen berechnet, gelangt man zu 
dem keinesfalls überraſchenden, aber doch lehrreichen Reſultate, daß von 237 
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Ritterſchafts⸗Abgeordneten 26, ohne auf die Anweſenden Rückſicht zu nehmen 
— im Ganzen fehlten nämlich 57 Deputirte — von den 182 ſtädtiſchen Depu⸗ 
tirten 42, und von den 124 Landgemeinden» Vertreter 63 für die Einkommen⸗ 
ſteuer ftimmten. Von letzteren alſo gerade einer über die Hälfte, von den Städ⸗ 
ten der vierte bis fünfte Theil, und von der Ritterſchaft der ueunte Theil. Zah⸗ 
len beweiſen und treffen, ſagt Benzenberg. Die Statiſtik iſt ein guter und gründ⸗ 
licher Lehrmeiſter, fügen wir hinzu. Deshalb bildet Zweigvereine für Deutſche 
Statiſtik. 1 
Berlin den 19. Juni, In der Herkenkuxie hat jo eben noch der Herzog 
von Arenberg aus Brüſſel perföulich ſeinen Sitz genommen, nachdem er bis 
jetzt durch den Frhrn. Senfft von Pilſach vertreten war. — Aus der Herrenkurie 
des Vereinigten Landtags erfahren wir folgenden Zug von Men; chenfreund⸗ 
lichkeit, der zugleich in konfeſſioneller Hinſicht einen erfreulichen Eindruck macht. 
Die Krankenkaſſe der kathol. Kirche war in der vorigen Woche und zwar in der 
Nacht vom Sonnabend auf den Sonntag gewaltſam erbrochen und um die Summe 
von 32 Thaler beſtohlen worden. Dieſer Verluſt war zu Ohren des geiſtreichen 
und liebenswürdigen Fürſten von Lichnowsky gekommen, welcher ſich ſogleich 
bereit zeigte, Erſatz zu verſchaffen. In der Dienſtag-Sitzung der Herrenkürie 
legte er einen Kollektebogen auf, worin er die „katholiſchen Mitglieder“ von dem 
Vorfall benachrichtigte und dieſelben zugleich um Unterſtützung der Krankenkaſſe 
erſuchte. Als jedoch die proteſtantiſchen Mitglieder hiervon Nachricht erhielten, 
wünſchten fie ich ebenfalls an dem Wohlthätigkeitszweck zu betheiligen und ver⸗ 
langten, daß die konfeſſtonelle Bezeichnung in der Kollekte geſtrichen werde. Der 
Fuͤrſt von Lichnowsky willfahrte dem Verlangen mit Vergnügen, ſo daß in wenig 
Minuten die Summe von 126 Frd'or. beiſammen war — ein ſchöner Beweis, 
wie die Erſten des Volks auch in bürgerlichen Tugenden voranzugehen gewillt ſind! 
Berlin, den 18. Juni. Von geſtern gegen 1 Uhr Mittags fand in dem 
Hiefigen Kriminalgericht eine der intereſſanteſten Verhandlungen ftatt, welche ſeit 
der Oeffentlichkeit derſelben vorgekommen fein möchten. Der Fall betraf den Pros 
zeß des Breslauer Domkapitels wider den ehemaligen Fürſtbiſchöfl. Knau⸗ 
er ſchen Sekretair Nideckt, welcher vor einem Jahre von dem Fürſtbiſchof Diepen- 
brock „aus dringenden Gründen“ entlaſſen worden und gegenwärtig in Berlin dem 
Elende preisgegeben iſt. Der Angeklagte hat einen Brief an den Hru. v. Die⸗ 
penbrock erlaſſen, worin dieſer grobe Beleidigungen gegen die „Biſchöfliche Behörde“ 
endeckt und die letztere aufgefordert hat, den Beleidiger gerichtlich zu verfolgen. 
Nideckt hat vor Gericht feine in dem erwähnten Briefe niedergelegten Behauptungen 
wiederholt, ſich zum Beweiſe derſelben erboten und den Einwand der Verltät er⸗ 
hoben. In Folge der geſtrigen Verhandlung hat das Gericht ſowie der Staatan⸗ 
walt dieſem Einwande ftattgegeben, und es tritt nun die Nochtsendigkeit ein, den 
Bewels nach den Anträgen des Nideckt durch Advokation der Breslauer Bisthums⸗ 
akten aufzunehmen. In feinem Briefe an Hru. v. Diepenbrock hat der Angeklagte 
die Biſchöfliche Behörde „frevelhafter Betrügetei“ beſchuldigt, indem fie vielfach 
und in hohen Beträgen die von einzelnen Geiſtlichen verübten Defekte an den von 
der Kirche garautitten milden Stiftungen niedergeſchlagen habe. Die Akten ſollen 
voll Niedetſchlagungsdekrete ſein, da fie überall vorkommen, wo bei der Reguli⸗ 
rung des Nachlaſſes der Geiſtlichen dieſer ſich als unzureichend zur Deckung der 
Defekte darſtellt. Vielleicht überzeugt man ſich bald von der Nützlichkeit der Me: 
bertragung dieſer Nachlaßtegulirungen an die weltliche Behörde. Schon ſeit län⸗ 
gerer Zeit hat die in Leipzig erſcheinende, von Dr. Zille redigirte „Allgemeine 
Zeltung für Chriſtenthum und Kirche“ auf intereſſante Enthüllungen hingewieſen, 
welche aus dieſem Prozeſſe hervorgehen würden. Sobald die eutgegenſtehenden 
Schwierigkeiten befeitigt find, wird die Verwaltung der Breslauer Diözefe nach 
dem Inhalte der Akten öffentlich beleuchtet werden. Abſchriften der betreffenden 
Aktenſtüͤcke find reichlich zur Hand. — Der Landtag geht allmälig ſeinem Ende 
entgegen. Eine vollftändige Erledigung der vorliegenden Geſchäfte iſt ganz un⸗ 
möglich; es find z. B. noch gegen 250 Petitionen zu berathen. Die meiſten Ab⸗ 
geordneten ſehnen ſich auch ſchon ſeit längerer Zeit ſehr nach Hauſe; eine ziemliche 
Zahl iſt bereits abgereiſt, täglich verlaſſen noch mehr Berlin. Es iſt eine Land— 
tagsmedaille in Arbeit, welche jedem Mitgliede des erſten Preußiſchen Landtags 
eingehändigt werden ſoll. 

Neiſſe, den 17. Juni. — Der Graf Reich en bach auf Waltdorf, deſſen 
beanſtandete Wahl fehr lebhafte Debatten auf dem Vereinigten Landtage hervot⸗ 
rief, ift jetzt von der Anklage der Majeſtätsbeleidigung und der Erregung von Miß⸗ 
vergnügen durch das Ober⸗Landesgericht von Ratibor vollſtaͤndig freigeſpro⸗ 
chen worden. Vorgeſtern wurde ihm durch ein Schreiben des Gerichts dieſes Ur- 
thell publizitt. Die ſehr bedeutenden Koſten — es find in dieſem Prozeſſe nicht 
weniger als 70 zum Theil ſehr entfernt wohnende Zeugen vernommen worden — 
muß der ſistallſche Krimtnal⸗Fond tragen. f 

Swinemünde den 18. Juni Der große Zug von täglich in Maſſen an⸗ 
kommenden Handelsſchiffen dauert fort. Namentlich iſt die Ruſſiſche und Engli⸗ 
ſche Flagge in dieſem Jahre überaus ſichtbar in unſerm Hafen und zahlreich ver- 
treten. Große Maſſen Roggen und Mehl kommen jeden Tag, und müſſen wohl, 
wie ſich von ſelbſt verſteht, die noch immer hohen Preiſe mehr und mehr drücken. 


—_ 


Yuslaud, 


Deut f chl a n d 
Hamburg ben 15. Juni. Geſtern bereits fanden an einzelnen Verkaufs⸗ 
pläten außergewöhnliche Zuſammentottungen ſtatt, die aber weniger beach⸗ 


tet wurden, weil man noch keinen Grund hatte, ernftliche Beſorgniſſe zu hegen. 


Heute haben dieſelben eine ernſtere Wendung genommen, und namentlich auf dem 
Schaarmarkte und Scheerſteinwege verſammelte ſich und iſt in dieſem Augenblicke 
noch jetzt eine fo zahlreiche Menſchenmenge yerfamımelt, dg dt Hafenrunde nicht 
im Stande ift, Ordnung zu erhalten und die H des Militairs wahrſcheinlich 
von Nöthen fein wird. Der Grund dieſer Zug mieiitottungen iſt das Steigen 
der Kartoffelpreiſe, und man verlangt von den Verkäufen ünd von den Behörden, 
daß die Preiſe herabgeſetzt würden. — Nachſchrift dom 15. Die Zufam- 


menrottungen der — meiſt venigen müßigen — Volksmaſſe wurden 


geſtern Abend 11 Uhr durch Dragoner 19 5 it, die am u liegenden Straßen 
durch Truppen beſetzt und jedes Stehenbleiben er Waal dee Dem Kar⸗ 
toffelhändler Kegal wurden die Fenſter eingeworfen. Das Militalr blieb während 
der Nacht unter den Waffen, und jetzt noch trifft an mehr Müßige wie ſonſt auf 
den Straßen. Einzelne Bäder, auch ein Leihhaus in der Elbſtraße erhielten 
Schutzwache. Hoffentlich wird mit dem heutigen Tage Alles vorübergehen. Es 
ſind Kartoffeln genug am Markte, und die Polizei ſorgt dafür, daß ſie zu billigen 
Preiſen verkauft werden. 

Aus München ſchreibt der Nürnberger Korreſpondent: „Auf Veranlaſſung 
des Münchner Vereins gegen Thierquälerei dürfen wir demnächſt der Verleihung 
einer Konzeſſion zum Pferdeſchlachten und Verkauf entgegenſehen, einer ſoge⸗ 
nannten Pferdemetzgerei. Das Königl. Landgericht Au hat ein desfalls eingereich⸗ 
tes Geſuch ſehr günſtig begutachtet; die Sache liegt jetzt der hoͤchſten Stelle vor.“ 

Frankreich. 5 

Paris, den 16. Juni. Cremieux' Interpellationen betreffs Portugal in 
der geſtrigen Sitzung der Deputirten-Kammer blieben ohne Reſultat. Der Inter⸗ 
pellant hat das Miniſterium getadelt, Guizot hat es vertheldigt, Odilon Barrot 
hat auch etwas geſagt, — voila tout. Duchatel iſt zum erſtenmal wieder in der 
Kammer erſchienen. a | 

Die Königin Marie Chriſtine iſt von ihrer Reiſe nach Itallen hier angekom⸗ 
men und hat ſich nach ihrem Landſitz Malmaiſon begeben. 

Wie man heute in der Semaine lieſt, ſprechen verſchiedene Privat- Corre⸗ 
ſpondenzen aus Madrid von einem ernten Vorfall, den die Franzöſiſche Geſandt⸗ 
ſchaft geheim zu halten ſich bemühe, der aber bereits gerüchtweiſe in das Publi⸗ 
kum ausgekommen ſei. Herr von Glücksberg, der in Abweſenheit des Grafen 
Breſſon die Angelegenheiten Frankreichs in Madrid verwaltet, hat, anſtatt eine 
tluge Neutralität zu beobachten, wie es feine Stellung forderte, durch unausge⸗ 
ſetzte Beſuche im Pardo, wie durch ſeine Reden und Handlungen den Schein auf 


ſich geworfen, als nähme er für Don Francisco gegen die Königi Die⸗ 
ſes Benehmen ſoll Iſabellen nicht entgangen ſein und bei einem 1 * 
’ 


den ihr der Herzog von Glücksberg abſtattete, habe fie ſich nicht enthalten können, 


ihm in dieſer Hinſicht etwas lebhafte Vorwürfe zu machen. Der junge Diplomat 
habe nichts erwiedert, aber in das Geſandtſchaftshotel zurückgekehrt, habe er eine 
drohende Note an den Conſeil-Präſidenten Pacheco gerichtet und von nichts gerin⸗ 
gerem geſprochen, als daß er augenblicklich mit dem ganzen Geſandtſchafts⸗Per⸗ 
ſonal nach Paris abreiſen werde. Der Miniſter verfügte ſich darauf am Abend 
zum Herzog von Glücksberg; es fand eine erſte Auseinanderſetzung ſtatt, die in⸗ 
deſſen zu keinem Reſultate führte. Am zweiten und dritten Tag wurden Noten 
gewechſelt und erſt am vierten kam es zu einer Verſtändigung. Noch einen Schritt 
weiter und man hätte in Madrid einen Pendant zu der Affaire Muſſurus erhalten. 

Aus Algerien dem Toulon nais neuerdings zugegangene Briefe laſſen 
befürchten, daß die Agitation an der Weſtgrenze der Franzöſiſchen Beſitzungen 
fortdauert. General Cavaignae, Befehlshaber der Unterdivifion von Tlemecen, 
hat es für geeignet gefunden, eine Stellung einzunehmen, wo er auf alle Cen- 
tualitäten vorbereitet iſt. Die Aufregung wird durch alarmirende Gerüchte aus 
dem Innern von Marokko rege erhalten; Abd el Kader ſoll eine ungewöhnliche 
Thätigkeit entfalten, denn mit der ſchönen Jahreszeit ſcheint ihm neue Kraft wie- 
dergetehrt zu ſein. Araber aus dem Riff haben ausgeſagt, daß in dem Lager 
des Emir einige Engländer eingetroffen und daß ihm von Gibraltar aus Waffen 
und Vorräthe zugeführt worden ſeien. N a 

Belgien. 

Brüſſel, den 15. Juni. Das Reſultat der Kammer- Wahlen iſt jetzt 
vollſtändig bekannt. Die Hälfte der Kammer oder 47 Abgeordnete waren in vier 
Provinzen, Oſtflandern, Lüttich, Limburg und dem Hennegau, der Wiedererwäh⸗ 
lung unterworfen; dazu kamen in Folge des kürzlich votirten Geſetzes über die im 
Verhältniß der Zunahme der Bevölkerung feſtgeſetzte Vermehrung der Zahl der 
Abgeordneten 13 neue auf alle 9 Provinzen vertheilte Wahlen, fo daß in dieſem 
Jahre das ganze Land au den Wahlen Theil genommen hat und dieſe dadurch um 
ſo bedeutender geworden ſind. In dieſen Wahlen hat nun die liberale Meinung 
14 ihr entſchieden angehörige Deputirte gewonnen und kein einziges ihrer früheren 
Mitglieder in einem Wahlbezirke gegen einen katholiſchen Abgeordneten verloren, 
während die katholiſche Partei in großen und mittleren Städten, wo fie bisher 
noch einigen Halt hatte, wie Gent, Tournap, Aloſt, Soignies, alle ihre Deputir⸗ 
ten verloren und nur in einigen kleineren Orten, wo die Landgemeinden faſt allein 
die Wähler bilden, unter den 13 neuen Abgeordneten 5 erhalten hat. Noch nie 
hat die liberale Partei einen ſo großen Vortheil erlangt, als in dieſem Jahre. 
War fie auch fortwährend im Wachſen begriffen, fo überſchritt doch die Zunahme 
ſelten die Zahl von 3 — 4 Mitgliedern, und die katholiſche Partei hatte in der 
Kammer durch Unterſtützung derer, welche ſich immer der herrſchenden Meinung 
zuneigen, die Majorität gehabt. Dieſe hat fie jetzt verloren. ab zünt 
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uns Wie Judepen banee meldet: „Es wird im Vertrauen verſichert, daß das 
Abtreten des Miniſteriums entſchieden ſei, daß es jedoch die Leitung der Angele⸗ 
genheiten nicht ſofort aufgeben, ſondern ſo lauge am Ruder bleiben wolle, bis der 
König ein nenes Kabinet und zwar frühzeitig genug hätte bilden können, um über 
die den Kammern in der nächſten Seſſion vorzulegenden Maßregeln zu berathen 
und dieſelben vorzubereiten.“ 

Brüſſel den 16. Juni. Die Herzogin von Kent und der Fürſt von Lei⸗ 
ningen find geſtern hier durchgereiſt. Sie begeben ſich nach Deutſchland. 

Die Infantin Iſabella Fernanda von Bourbon, Gemahlin des Grafen Gu⸗ 
rowski, iſt geſtern hier vou einer Tochter entbunden worden. 0 

(Nach telegraphiſchen Nachrichten, die wir über Köln erhalten, ſoll das 
Miniſterinm entſchloſſen fein, ſich, in Folge des Ausgangs der Wahlen, zurück⸗ 
zuziehen.) 

Das Gerücht von einer Krankheit des Königs iſt ganz ungegründet. Det 
Monarch erfreut ſich einer trefflichen Geſundheit, obgleich es nicht zu leugnen iſt, 
daß die Frühlingskur in Wiesbaden nicht die wohlthätigen Folgen gehabt, welche 
man davon erwartete. Demungeachtet wird Se. Majeſtät im September wieder 
nach Wiesbaden ſich begeben, da man bemerkt hat, daß die Herbſtkur der Leibes⸗ 
beſchaffenheit des Königs mehr zuſagt. 

S we i 3. 

Die Helvetie veröffentlicht zwei intereſſante Aktenſtücke, eine Note des 
Franzöſiſchen Geſandten an den Präſidenten des Vororts und die Antwort darauf. 
Die Franzöſiſche Note iſt beinahe in drohendem Tone abgefaßt. Sie nimmt in 
gewi er Beziehung Partei für den Sonderbund und erklärt in formeller Weiſe, 
daß, wenn einer dieſer Kantone eines Tags ſich über die Beeintraͤchtigung oder Ver⸗ 
nichtung der Unabhängigkeit beſchwere, Frankreich dabei nicht gleichgültig bleiben 
würde, da die Traktate eine aus unabhängigen Kantonen beſtehende und nicht eine 
einheitliche Schweiz geſchaffen und deshalb Alles, was die Unabhängigkeit eines 
Kantons bebrohe, den Traktaten entgegen ſei. — In feiner Antwort erklärt der 
Präſident, daß die Bundesbehörden die öffentliche Ordnung und die Rechte aller 
Bürger aufrecht zu erhalten wiſſen, daß ſie ſich aber zu gleicher Zeit mit aller Kraft 
jedem Verſuche des Auslandes, ſich in ihre inneren Angelegenheiten einzumiſchen, 
widerſetzen und keiner Macht und keinen Minoritäten von Kantonen das Recht 
zuerkennen würden, die Bundesakte zu interpretiren, da dieſe Interpretation nur 
dem Bunde ſelbſt zuſtehe. A 

Am 7ten d. M. hat auch der Englifche Geſandte dem Herrn v. Ochſenbein 
ſeinen offiziellen Beſuch gemacht. Seine Aeußerungen ſollen in ähnlichem Sinn 
gefallen ſein wie die des Repräſentanten Frankreichs. Ueber das Nähere transpi⸗ 
ritt jedoch noch nichts. Se 

euzern. — Die „Katholiſche Zeitung“ beſtätigt die Augabe der „Simplon⸗ 
Zeitung“, daß Graf Roſſi in Rom umf on ſt ſich bemühe, die Zurückberufung 
der Jeſulten aus der Schweiz vom heil. Stühle zu erwirken. Nachdem die „Ka⸗ 
tholiſche Zeitung“ die Angabe der „Simplonzeitung“ berichtet, ſagt fie: „Wir 
können hinzufügen, daß der geſchaͤftige Graf Roſſi ſeit einem halben Jahre mit 
dieſem Gedanken ſich abmüht, und daß er ſchon mehr als einmal mit ſeiner Zu⸗ 
dringlichkeit abgewieſen worden iſt. Der gute Italieniſch-Genferiſche Franzoſe 
weiß nicht, daß die Jeſuiten au der Seine und Tiber heute jo wenig Furcht erre- 
gen als an der Reuß. 5 

Glarus. — Lichtenberg, jenes maleriſche Doͤrſchen unter den gräflich 
Khuen'ſchen Schloßruinen, welches, von Gärten umgürtet, von Wieſen und Fel⸗ 
dern umgrünt, auch auf der Malſer Poſtſtraße die Aufmerkſamkeit des Reiſenden 
feſſelt, wurde am 18. und 19. d. M. durch einen ungeheueren Muhrbruch *) in 
eine Wüſte umgeſtaltet. Der zu einem wilden Strome angewachſene Dorfbach 
zerſtörte mehrere Häuſer, wälzte koloſſale Felsſtücke aus dem Hintergrunde des 
Thales mit riefigen Bäumen daher, überdeckte die gauze Umgegend mit manus⸗ 
tiefem Schutt, riß Gräben und Höhlen von erſtaunlichen Dimenſionen auf und 
ließ von den 35 Wohnungen nur 9 ganz unbeſchädigt. Die nächſten Tage dar⸗ 
auf wurde eine Viertelſtunde vor Lichtenberg der Gulbach zu einem breiten, toben⸗ 
den Murfluſſe und lagerte eine Maſſe von klaftertiefem Schlamm und Schotter 
über einen weiten Strich des fruchtbarſten Bodens ab. Herzergreifend ift der Au⸗ 
blick: die Häuſer bis zur Höhe der Hausthür verſandet, die Gräber auf dem 
Gottesacker eingeſunken, die mächtigſten Bäume nur mit der Krone über das 
Sandmeer troſtlos emporragend. 

Rußland 
St. Petersburg, den 8. Juni. 
ten hier eingegangen: „Sunſcha⸗Staniza, den 20. Mai. Ein zahlreicher 

* Murr i ; Moor oder 
Samt; dee Sleingcbröcel . nen — See (hochge⸗ 
dendes Meer). In der Tyroliſchen Mundart bedeutet Mur oder Murr auch ame La⸗ 


wine von Sand und Stein und Waſſerguß, d. h. einen vom Gebirge oder aus einer 
Schlucht herabkommenden Schlammſtoß. 


und Polen. 
Vom Kaukaſus find folgende Nachrich⸗ 


Stadttheater in Poſen. 


Dienſtag den 22. Juni: Der Vetter; Luſtſpiel erſcheinen: 
in drei Akten von R. Benedir. — Hierauf zum Er⸗ 
fienmale: Die Maskerade im Dachſtübchen; 
Schwank in 1 Akt, frei nach dem Franzöſiſchen von aus 
C. Meixner. (Manuſcr.) 8 u. 85 
5 e. 


Als Verlobte empfehlen ſich 
Ida Ezarnitow. G. Pincus. 
a Poſen. 


— 7 . — — 
Bei G. Reimer in Berlin werden in kurzem 


Jean Paul's 
ewählte Werke. 


Subſkriptionspreis 8 Thaler. 

In 8 Lieferungen zu 1 Rihlr. 
Beſtellungen werden bei E. S. Mittler in Po⸗ 
ſen und Ruſſack in Gneſen angenommen und 
daſelbſt Ankündigungen, aus welchen Inhalt und 


Trupp Bergbewohner, von Schami! zufamineiigegogen, lagette ſich am 10, Mai 
in der Nähe des Auls Gechi, in der kleinen Tſchetſchna. Zugleich. brachte Scha⸗ 
mil eine ſtarke Abtheilung unter Naib Nur- Alt auf, die in das Land det Gal⸗ 
gaewzen, das an die Gruſiſche Militairſtraße ſtößt, eintücken ſollte. Das kecht⸗ 
zeitige Vorrücken des unter Oberſt Solotarew ſtehenden Detaſchements gegen Lars 
und der entſchiedene Widerſtand der Galggewzen zwangen jedoch Nur⸗Ali, von 
ſeinem erſten Plane abzuſtehen und ſich durch das Land der Galaſchewzen mit dem 
in der kleinen Tſchetſchna lagernden Trupp zu vereinen, um gemeinſchaftlich mlt 
ihm zu operiren. Mittlerweile trennten ſich am 12 Mai etwa 2000 Reiter 
unter Anführung Jagja-Chadſchis von dieſem Trupp, übetſchtitten zwiſchen 
Grosnaja und Sakan⸗Jurt die Sunſcha und ſchlugen die Richtung gegen die Ka⸗ 
bardiniſchen Höhen ein, die Terek-Linie bedrohend. Doch auch hier harrten un⸗ 
ſere Truppen des Feindes. Jagja-Chadſchi kehrte um und griff, aus Vetdruß 
darüber, daß er, ohne irgend etwas ausgerichtet zu haben, zur Sunſcha wleder 
zurückweichen mußte, einen an Sakan-Jurt grenzenden Aul der unterwürſigen 
Tſchetſchenzen au. Mit haſtiger Eile, und nachdem ſie ihre Pferde in einer tiefen 
Schlucht verſteckt hatten, ſtürmten die Bergvölker in der Morgendämmerung ge⸗ 
gen den Aul, wurden jedoch von den Bewohnern und unſerer Garniſon mit Ver⸗ 
luſt zurückgeſchlagen. Da führte Jagja ſeine Schaar über die Sundſcha. Der 
Oberbefehlshaber fand in der Sundſcha⸗Staniza, wo er eingetroffen war, unfere 
Truppen in vollſtändiger Bereitſchaft, dem Feinde zu begegnen, der in geſchloſſenen 
Haufen in die waldigen Bergſchluchten zwiſchen der Fortanga und der Affe gezo⸗ 
gen war. Fürſt Woronzoff entſandte unverzüglich Oberſt⸗Lieutenant Släpzoff 
mit zwei Bataillonen des Gruſiſchen Grenadiet - Regiments und 7 Sotnias Koſa⸗ 
ken nebſt zwei Geſchützen, um eine ſtrenge Rekognoszirung an der Aſſa auszufüh⸗ 
ren. Dieſer Stabs-Offizier fand den Feind in der Gegend des zerſtörten Auls 
Schinal⸗Jurt an der Aſſa. Das freindliche Fußvolk nebſt einigen Geſchüßen 
hielt das rechte Flußufer beſebt, etwa 5000 Reiter hatten ſchon das linke ufer 
gewonnen. Der fühne und umſichtige Släpzoff beſchloß ſie anzugreifen, ihrer 
überlegenen Zahl ungeachtet. Er ſtellte die Koſaken in einer Linie auf, die rechte 
Flanke gegen das ſteile Ufer der Aſſa gelehnt, das Fußvolk mit der Artillerie rich⸗ 
tete er gegen die linke Flauke. Während die Unſrigen noch mit der Aufſtellung 
begriffen waren, warf ſich im Vertrauen auf ſeine Ueberzahl der Feind gegen die 
linke Flanke. Oberſt- Lieutenant Släpzoff hielt die erſten heranſtürmenden Hau⸗ 
fen mit einigen Kongrevſchen Raketen auf, ſchwenkte mittlerweiſe, nachdem er die 
Grenadiere im Eilſchritt und unter Trommelſchlag hatte vorrücken laſſen, mit den 
Koſaken lints und ſchnitt viele Feinde von dem Uebergang über die Aſſa ab, ſie 
mit dem Bajonette angreifend. Der Kampf wurde augenblicklich und nicht durch 
die Zahl, ſondern durch die Tapferkeit und die Raſchheit des Angriffs entfchi den. 
Der Feind floh: Ihn ſtürmiſch vekfolgend, erbeuteten die Kofaken eine Maib- 
Fahne und zwei klelle Feldzeichen. Die Bergvölker ſuchten ihr Heil in der Flucht 
auf dem rechten Aſſa-Ufer, von wo aus ihr Fußvolk von einer ſehr ſtarken Poſi⸗ 
tion einige Kanonenſchüſſe abfeuerte. Unſer Reiterangriff wurde vom ten Ba⸗ 
taillon des Gruſiſchen Grenadier Regiments, das Oberſt⸗Lieutenant Fürſt Tſchew⸗ 
tſchewadſe führte, vortrefflich unterſtützt. Bei dieſer glänzenden Waffenthat wur⸗ 
den auf unſerer Seite fünf Mann verwundet. Der Feind ließ mehrere Leichen 
auf dem Plage; viele ertranfen beim eiligen Ueberſetzen über die Aſſa. Der feind⸗ ; 
liche Trupp zog nach dieſer Niederlage zur Fortanga zurück, von wo er am 17ten 
Mai der Feſtung Atſchoi vorbei ſich zum Fluſſe Natcholka wandte. Der Militair- 
chef von Atſchoi, Oberſt-Lieutenant Preobraſchenski, rückte mit zwei Kompagnieen 
des Tenginſchen Infauterie-Regiments und den Einwohnern des Auls Atſchoi ihm 
entgegen und nöthigte ihn durch das wirkſame Feuer zweier Geſchütze und durch 
Kongrevſche Raketen zum eiligen Rückzuge in das Gebirge.“ f 
Griechenland. 4 
Der Sud de Marſeille vom 8. Juni meldet: „Der „Oſtris“ bringt die 
Nachricht, daß die Differenz zwiſchen ber Türkei und Griechenland ihre 
Erledigung gefunden habe. Dieſe Ausgleichung ſcheint durch die Bemühungen 
des Oeſterreichiſchen Kabinets herbeiführt worden zu fein. Die Grundlagen der» 
ſelben find bis jetzt noch unbekannt.“ 0 
Vermiſehte Nachrichten. 
Breslau den 18. Juni- 


Der heutige Waſſerſtand der Oder iſt am Ober⸗ 
Pegel 23 Fuß 4 Zoll und am Unter⸗Pegel 16 Fuß 6 Zoll, mithin iſt das Waſſer 
ſeit geſtern Mittag am erſteren um 6 Zoll und am letzteren um 3 Fuß 2 Zoll 
575 für welche Differenz der Grund in mehreren Durchbrüchen zu finden 
ein dürfte. 

Unter Brieg den 15. April meldet die Schleſiſche Zeitung: „Leute aus dem 
Poſenſchen verſichern, daß von Spekulanten ſchon mehrfach Käufe von Getreide 
auf dem Halm abgeſchloſſen fein; die Preife ſollen nach dem Ausdruſch mit 
3 Thlr. bis 3 Thlr. 10 Sgr. pro Scheſſel geſtellt warden fein. b 
Ausſattung dieſer Ausgabe näher zu 
ausgegeben. t — 

Der neue us in der em Königl. Ser 
minar für 4111 beide len 4 
Töchterſchule N 
beginnt nicht, wie in anderen Schulen, zu Oſtern 
oder Michaelis, ſondern zu Johannis, und werden 
die zum bevorſtehenden Curſus angemeldeten Schü⸗ 
leriunen Sonnabend den 26ſten d. Mts. 10 
Uhr Vormittags geprüft. 
Poſen, am 20. Juni 1847. Dr. Barth 


erſehen iſt, 


Die Prüfung derjenigen jungen Damen, wel⸗ 
che in das Königliche Seminar für Erzieherinnen 
aufgenommen zu werden wünſchen, beginnt Don⸗ 
nerſtag m. Juli Er Uhr Vormittags. 

. Juni F 

Poſen, am J A art 

.. Tv... ̃ ——— — — EAST 
a ee ierung vom 

Nach Verfügung der Koͤniglichen Regie 
10. Mat N 4602. 47. II., iſt der Beitrag, 
den die Schülerinnen der Königl. Luiſenſchule für 
den Turn⸗Unterricht zu zahlen haben, vom 1. Juli 
c. ab, von 20 Sgr., auf 1 Rtblr. jährlich erhöht, 
wovon wir die betreffenden Angehörigen unſerer 
Schülerinnen hierdurch in Kenntniß ſetzen. 

Poſen, am 20. Juni 1847. 

Der Vorſtand der Königl. Luiſenſchule. 


Nothwendiger Verkauf. 
Land⸗ und Stadt⸗Gericht zu Schroda. 


Das in Pruſzewice, hieſigen Kreiſes, sub Nr. 6. 
belegene, den Ackerwirth Daniel und Anna Ulm⸗ 
ſchen Eheleuten gehörige Grundſtück, beſtehend aus 
zwei Wohnhäuſern, einer Scheune, einem Stall⸗ 
Gebäude nebſt Remiſe, einem Vieh- und Pferdeſtalle 
nebſt Schweinekoben, einem zweiten Vieh⸗ und 
Schweineſtalle nebſt Schweinekoben, einem Holzſtalle 
nebft Geſchirrkammer, einem Brunnen, einem Bad- 
ofen, einem Stück Ackerland von 155 Morgen 134 
[ Ruthen, einem Gemüſegarten, 23 Morgen im 
Umfange, zwei Obſtgärten, worin 143 Stück Obſt⸗ 
bäume vorhanden, einem Wäldchen, Erlen, Rüſtern, 
Eichen und Lindenbäume enthaltend, auf acht Klaf⸗ 
tern Brennholz angeſchlagen, und 10 auf dem Felde 
ſtehenden Birnbäumen, abgeſchätzt nach dem Ertrage 
auf 6511 Rthlr. 20 fgr., zufolge der, nebſt Hypo⸗ 
thekenſchein und Bedingungen in der Regiſtratur ein⸗ 
zuſthenden Taxe, ſoll 1 

am Zten 3 05 1848 Vormittags 


r 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 


Bekanntmachung. 

Behufs Sicherſtellung der Lieferung von 24 Klaf⸗ 
tern Birten-, 1077 Klaftern Eichen⸗ und 245 Klaf⸗ 
tern Kieſern⸗Kloben Brennholz für die hieſigen Kö⸗ 
niglichen Garniſon⸗Anſtalten pro 1848, durch Mi⸗ 
nus⸗Licitation, wird auf Dienſtag den 6ten 

Juli c. Vormittags 10 Uhr 

im Bureau der unterzeichneten Verwaltung (Schüz⸗ 
zenſtraße No. 1.) ein Licitations⸗Termin anberaumt, 
zu welchem die kautionsfähigen Uebernehmungsluſtigen 
hierdurch mit dem Bewerken eingeladen werden, daß die 
desfallſigen Bedingungen im genannten Lokal zur 
Einſicht liegen und im Termine eine Kaution von 10 
des Lieferungs⸗Objects aufzuweiſen iſt. 

Poſen, den 19. Juni 1847. 

Königliche Garniſon-Verwaltung. 


7 Bekanntmachung. 
Faiür den Winter 184 ſoll der Brennholz-Bedarf 
für das Königliche Ober⸗Präſidium, die Königliche 
Regierung, das Königliche Conſiſtorium und Pros 
vinzial⸗Schul⸗Kollegium, für die beiden Königlichen 
Gymnaſten nebſt geiſtlichen Alumnat, das Königl. 
Schullehrer⸗Seminar und die Königl. Luiſenſchule, 
mit überhaupt 
300 Klaftern Ellern⸗ 
40 dito. Kiehnen⸗ 
60 dito. Birken⸗ und 
100 dito. Eichen⸗ 
im Wege der Entrepriſe beſchafft und die Lieferung 
dem Mindeſtfordernden überlaſſen werden. 

Zur Licitation iſt auf den Iten Juli e. Vor⸗ 
mittags um 10 Uhr im Königlichen Regierungs-Ge⸗ 
bäude hierſelbſt vor dem Unterzeichneten der Termin 
angeſetzt, in welchem Bietungsluſtige zu erſcheinen 
und ihr Gebot abzugeben, hiermit aufgefordert 
werden. S 

Der Zuſchlag wird, unter Vorbehalt der Gench- 
migung der Königlichen Regierung ertheilt, und kön⸗ 
nen die Licitations⸗ Bedingungen zu jeder Zeit bei 
dem Unterzeichneten eingeſehen werden. 

Poſen, den 12. Juni 1847 

Holtz ſch, Reg.⸗Secretair. 


Tuch ⸗Auktion. 


Bei der heute im Auktions⸗Lokal, Friedtichsſtraße 
Ro. 30. flattfindenden Möbel» Auktion, kommen 
Nachmittags 4 Stück verſchiedenartige feine Tuche 
mit zur Verſteigerung. y 
Poſen, den 22. Juni 1847. Anfhüt- 


Kloben⸗Holz, 
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Güter ⸗ Verpachtung 
im Fürſtenthum Krotoſchin. 

Der im Krotoſchiner Kreiſe, 14 Meile von 
Ktotoſchin und Dobrzyce, und 2 Meile von 
Kozmin belegene Haupt⸗Pachtſchlüſſel 

Rozdraz e wo, 
mit den Vorwerken Rozdrazewo, Dzielice und 
Maciejewo mit f 
3576 Magd. er [ Ruthe Ackerland, 


204 = . = Miefen, 
28 138 Gärten, 

274 „ ET Teichen, 
22 - 57 RNainen u. Hutungen, 


dann mit 26 Spann- und 632 Handdienſten, guten 
und zureichenden Wohn-, Wirthſchafts⸗ und Pros 
pinations-Gebänden, dem Getränfiverlage in den 
herrſchaftlicheu Krügen, und mit 7000 Rtlr. Grund⸗ 
Inventarien⸗Capital oder Objecten, ſoll in dem 
Freitags den 25ſten Juni cur. Vormit⸗ 
tags um 10 Uhr 
in unſerem Geſchäfts⸗Lokale hieſelbſt anſtehenden Ter⸗ 
mine von Johannis cur. ab auf 12 Jahre meiſt⸗ 
bietend verpachtet werden. 

Nur wirkliche Landwirthe, welche zureichendes Be⸗ 
triebs-Gapital nachweiſen, und die vorgefhriebene 
Pacht- und Inventarien-Caution leiſten können, 
werden gegen eine baare Einlage von 1200 Rthlr. 
zur Licitation zugelaffen werden; die höhere Geneh⸗ 
migung des Meiſt⸗ oder Beſigebots mit der Wahl 
unter den Beſtbietenden wird aber vorbehalten. Die 
allgemeinen und ſpeziellen Pachtbedingungen nebſt 
dem Haupt⸗Ertrage pro informatione ſind täglich 
wöhrend der Dienſtſtunden in unſerem Geſchäfts⸗ 
Lokale einzufchen. 

Schloß Krotoſchin, den 10. Juni 1847. 

Fürſtlich Thurn⸗ und Taxis ſche Rent: 
kammer. 


Ein unverheiratheter Inſpektor und ein Forſtbe⸗ 
amte, der Polniſchen und Deutſchen Sprache mäch⸗ 
tig, welche bereits ſeit einer Reihe von Jahren be⸗ 
deutende Güter und Forſten verwalteten, und mit 
den beſten Zeugniſſen und Empfehlungen verſehen, 
wünſchen in ihrem Fache ein baldiges Engagement. 

Nähere Auskunft hierüber ertheilt 

die Haupt⸗Güter⸗Agentur, 
Comptoir: Waſſerſtraße Nro. 14. 

Gerber- und Büttelſtraßen⸗Ecke No. 12. iſt eine 
Stube in der Bel⸗Etage nach vorne heraus vom 
Iſten Juli d. J. ab zu vermiethen. 

Am Kämmereiplatze No. 293. iſt in der Bel⸗Etage 
eine Wohnung, beſtehend in 3 Stuben nebſt Küche 
und Zubehör von Michaeli ſe zu vermiethen. 

5 Hartwig Kantorowicz. 


Große Gerberſtraße 25. eine Treppe hoch iſt eine 
möblirte Stube zu vermiethen. 


Zu dem gegenwärtigen Johanni-Markt 

empfiehlt eine große Auswahl von Galan⸗ 

8 ſchel· Sachen von Galeerenſelaven 8 
gearbeitet, Uhrketten, Ohr: und Fin: 
gereiner, 

® ſchönſten Mippfachen empfiehlt 

& die Muſchelhandlung von Vigée, 

Sein Stand iſt in der Kämmerei- Bude 

vis &- vis der Handlung des Herrn Lis⸗ 

| ® 


FFC 
® 
terie-Waoren, als: die neueſten Mu⸗ 
& 
®» Broche's, wie auch die ® 
aus Havre de Grace. 
kowski. 


FFC 


Beachtungswerth für Jedermann. 

Hierdurch zeigen wir einem geehrten Publikum er⸗ 
gebenſt an, daß wir zum erſten Male dieſen Markt 
mit einem großen Lager aller nur möglichen Sorten 


Stahlſchreibfedern 


von Beinhauer, bezogen haben. In der Stahl- 
federwelt, und die iſt jetzt gewiß nicht mehr klein, iſt 
die Firma Bein hauer anerkannt, fo daß wir uns 
jeder weiteren Lobeserhebung enthalten können. Wir 
fügen nur hinzu, daß die Federn in 180 verſchie⸗ 
denen Sorten zu haben find und die Preiſe an- 
fangen mit 
4 Silbergroſchen für 12 Dutzend. 

Schließlich ergeht die Bitte, von unſerer ergebenen 
Offerte Notiz zu nehmen und ſich zur Stelle zu über: 
zeugen, daß eine größere und mannichfaltigere Aus⸗ 
wahl hier noch nicht zu finden war. 

Unſer Stand befindet ſich bei der Fontaine von der 
Waſſerſtraze herein. i 

NB. Der Verkauf dauert nur einige Tage. 


Die Fiſchbein⸗Fabrikanten Carl Bohnhoff & 
Comp. aus Berlin beziehen die bevorſtehende 
Frankfurt a/ O. Margar.⸗Meſſe mit Lager von 


„Fiſchbein in allen Gattungen“ 
und empfehlen daſſelbe bei ſchöner Waare zu billigen 
5 ri Stand in Frankfurt a / O. Richtſtraße 48. 
a. d. Hofe. 


Friſch angelangte Engliſche Nuß⸗Steinkohlen offe⸗ 
rirt zu auffallend billigem Preiſe, und geſchieht der 
Verkauf vom Kahne Graben No. 10. 

Jacob Adolph. 


A. Seifert, 


Glasveredler aus Hermsdorf bei Warm⸗ 
brunn, 
empfiehlt ſich diefen Markt wieder zur gütigen Beach⸗ 
tung und zu möglichſt billigen Preiſen. 
Stand: Kämmereibudenreihe wie früher. 


Silber⸗Wäſche. 


Schärpen und Porte d'epeéc's werden gewaſchen 
Schützenſtraße No. 22. bei d ger. 


Es iſt mir der 4 2 Pfandbrief des Großherzog⸗ 
thums Poſen 
No. 133. Kornik, Kreis Schrimm, No. 
2588. über Fünfhundert Reichsthaler 
nebſt Coupons ſeit Johanni d. J., 
geſtern in Rogaſen entwendet worden. Ich habe 
deſſen Amortiſation beantragt und zeige dies an. 
Rygielsko bei Wagrowiec, den 19. Juni 1847. 
Adalbert Kamienski. 


Bitte um Aufſchluß. 

Die Erwiederung auf die beſcheidene Anfrage in 
No. 139. dieſer Zeitung iſt eben ſo unlogiſch, als 
die Annonce in No. 136. Die letztere, als die un⸗ 
bedeutendere, unberührt laſſend, gehe ich auf die nä⸗ 
here Erörterung des Unlogiſchen in der Erwiederung 
unter No. 139. über, und zwar bleibt, abgefehen 
von der etwas vagen Behauptung des Unſoliden 
des en gros-Geſchäfts, da man auch ein en gros- 
Geſchäft mit effectiver Waare, alſo ſolide führen 
kann, und der zu allgemeinen Haltung des Satzes: 
„daß jeder andere Produkten⸗Einkauf, der nicht auf 
dem Papiere oder pr. Connoiſſement geſchieht, De⸗ 
tailkauf iſt“, da doch hoffentlich die Unternehmun⸗ 
gen in Wolle, Leder ꝛc., die doch auch zu den Pro⸗ 
dukten gezählt werden und vielleicht nicht immer auf 
dem Papiere oder pr. Connoiſſement effectuirt wer⸗ 
den, wenn ſie ins Große betrieben werden, auch 
zum en gros- Geſchäfte gehören, — es zweifelhaft, 
ob Herr Julius Kantorowicz früher nur ein 
Detail⸗Geſchäft betrieben und dieſes ganze Geſchäft 
jetzt ſeinem Sohne übergeben hat, oder ob derſelbe 
ein Detail- mit einem en gros-Geſchäfte verbunden, 
welches Letztere eigentlich kaum denkbar, da derſelbe 
doch ein en gros Geſchäft für unſolide hält, und 
ſich mit eigenen Worten wohl nicht hat ſchlagen wol⸗ 
len. Da jedoch nicht anzunehmen, daß Herr Kan⸗ 
torowicz bei feiner ſtrotzenden Geſundheit ſich ganz 
vom Geſchäfte zurückziehen, noch weniger aber, 
wenn er früher nur ein Detail ⸗Geſchäft geführt, 
jetzt erſt ein en gros- Geſchäſt, das doch feinem eige⸗ 
nen Ausſpruche zufolge unſolide iſt, eröffnen wird, 
ſo hat derſelbe wahrſcheinlich früher wenig en detail, 
mehr aber en gros gehandelt, zu welcher Anſicht 
man um ſo mehr geführt wird, als derſelbe die ganze 
Angelegenheit ſo ſchlecht zu detailliren wußte. 

Unus pro multis, 


Demüthige und beſcheidene Anfrage an den ch» 
renwerthen Chef des Produkten-Geſchäfts en detail. 
Was koſten 12 Weizen⸗, 9 Roggen- und 6 
Haferkörner? Was 1 Loth Heu? 


Thermometer⸗ und Varometerſtand fo wie Wind⸗ 
richtung zu Poſen, vom 13. bis 19. Juni. 


95 + 12,4% 


13. Juni | + 273. 9,0 LN. 
14. + 8,0% + 16,0% 27 9,8 [W. 
15. + 9,3° + 17,4° 27 11,5 SW. 
16. = ＋ 9,0% + 17,5° 127 11,6 [SD. 
17. + 81% + 18,3 027 11,0 [S0. 
18. + 10,2% + 20,2 127 10.5 [O. 
19. + 13,4% + 20,0 [27 - 10, Sd. 


(Hierzu zwei Beilagen.) 


142. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


Landtags ⸗ Angelegenheiten. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 14. Juni. 
(Schluß.) 

Abg. Frhr. v. Mylius (fährt fort): Es iſt nämlich die Anſicht, daß das 
Judenthum ſelbſt auch ein bedeutendes nationales Element habe, welches ſich in 
der gegenwärtigen Lage der Juden und des jüdiſchen Weſens dahin ausdrük⸗ 
ken muß, daß es das religiöſe bedeutend überwiegt Ich habe noch auf einen 
Einwand zurückzukommen, welcher dahin geht, daß das Beiſpiel von anderen 
Nationen nicht maßgebend ſei, daß nämlich es ſich herausgeſtellt habe, daß 
die Gleichſtellung der Juden, wie ſie in Frankreich und England ſtattgehabt 
hat, ohne Nachtheil für den Staat geweſen it Daß fie aber dem Staate 
nicht gefährlich ſein konnte, lag jedoch in anderen Urſachen. Keinesweges kann 
man von dem reinen praktiſchen Reſultate, wie es jetzt vorliegt, die Richtig— 
keit der Theorie beſtreiten, die wir aus dem inneren Weſen, den Thatſachen 
ſelbſt entwickeln müſſen. Man wird aber auch ſagen: Führt man die Eman⸗ 
cipation ein, fo wird man die Juden zu Staatsbürgern bilden. Es wird eine 
kurze Zeit vergehen, fo werden fie Staatsbürger fein. Hierauf iſt zu erwies 
dern: Es kann nicht des Staats würdig ſein, daß er eine Erziehungsanſtalt 
werde, in welche er diejenigen aufnimmt, welche grundſätzlich ihm widerſtre— 
ben, es kann nicht des Staates würdig ſein, daß er politiſche Inſtitutionen 
gründe, an welchen die Juden ihr jüdiſches Vorurtheil abſchleifen und abnuz⸗ 
zen ſollen. Dann aber ſage ich auch ſchließlich, daß es nicht wahr, daß die 
Emancipation, wie ſie in Frankreich ſtatthat, bereits eine ſolche Entwickelung 
des Judenthums in der Ausdehnung, wie ſie angedeutet iſt, zur Folge gehabt 
hat, und ich erlaube mir, an die hiſtoriſchen Thatſachen zu erinnern, welche 
in Frankreich gerade für das Gegentheil zu ſprechen ſcheinen. Es war, wenn 
ich nicht irre, im Jahre 1842, als der Deputirten-Kammer ein Geſetz-Vor⸗ 
ſchlag vorlag, welcher auf Abkürzung der Arbeitszeit in den Fabriken gerich— 
tet war. In dieſem Geſetze war vorgeſehen, daß als Ruhetag für alle Arbei— 
ter der Sonntag gelten ſollte. Bei Gelegenheit der Diskuſſton dieſes Geſetzes 
war ein Amendement aufgeſtellt, dahin gehend, daß für die chriſtlichen Arbeis 
ter der Sonntag, für die jüdiſchen dagegen der Sabbath der geſetzliche Ruhe— 
tag ſein ſollte. Welches Schickſal dieſes Amendement damals gehabt hat, kann 
ich nicht ſagen, ich weiß nur, daß es aufgeſtellt und diskutirt worden iſt. 
Daraus, daß es aufgeſtellt und diskutirt werden, folgt aber gerade, daß, trotz 
der Emancipation und trotz aller Gleichſtellung, nach einer Reihe von Jahren 
in dem Parlamente Frankreichs die Meinung ſich geltend machen konnte, daß ein 
jüdiſcher Feiertag exiſtiren müſſe, und dieſe Thatſache halte ich denen gegen- 
über, welche ſagen: man braucht die Juden nur zu emanzipiren, um fie fo 
fort zu Staatsbürgern zu machen. Inſofern in dem vorliegenden Geſetzentwurf 
daher die vollſtändige Emancipation, d. h. eine Verleihung der politiſchen 
Rechte, den Juden verweigert wird, kann ich mich den Grunſätzen deſſelben 
nur anſchließen. a c 

Abg. Frhr. v. Vincke: Ich kann dem letzten Redner nicht beitreten. Es 
haben ſich über den Gegenſtand ſo viele vortreffliche Redner vernehmen laſſen, 
wie vergleichungsweiſe an einem und demſelben Morgen noch nicht vorgekom⸗ 
im Es wird mir daher nur geftattet fein, an einige allgemeine Grund 
ätze zu erinnern, und da muß ich darauf zurückkommen, was ich als den 
eigentlichen Kern der Verhandlung von den Vertretern des Gouvernements 
ausſprechen gehört habe, auf den Begriff des chriſtlichen Staates. Es geht 
mir, wie mehreren anderen Rednern, daß ich nämlich trotz der eifrigſten For- 
ſchungen und des gewiſſenhafteſten Nachdenkens mir nicht habe klar machen 
können, was unter einem chriſtlichen Staat zu verſtehen ſei. Ich glaube das 
Chriſtenthum ſehr hoch zu ſtellen; aber der Begriff der Religion kann doch 
nur auf der inneren individuellen Ueberzeugung beruhen. Der Staat aber iſt 
ein Komplexus von Individuen, welcher als ſolcher keine allgemeine Ueber— 
zeugung haben kann. Inſofern daher der Staat eine moraliſche Perſon dar— 
ſtellt, ſo kann ich mir nicht denken, daß derſelbe als ſolcher eine beſtimmte 
Religion haben könne. Wie man alſo von einem Staate ſagen könne, es iſt 
ein chriſtlicher Staat, iſt mir nicht erklärlich. Der Staat wird doch auch nicht 
die Beſtimmung haben ſollen, die Glaubensſätze einer beſtimmten Konfeffion 
zu realifiren — gewiſſermaßen der Exekutor der Kirche zu fein. Vielleicht hat 
dieſe Darſtellung in einem andern Sinne genommen werden ſollen; man will 
vielleicht ſagen, als Staat hat er in der Geſetzgebung die Prinzipien zu rea⸗ 
liſtren, die aus der chriſtlichen Moral hervorgehen, denn die Glaubensſätze 
ſelbſt kann er nicht realiſtren. Aber auch in dieſer Beziehung kann ich mir 
nicht denken, daß der Staat ſich als Exekutor der Kirche zu geriren habe. 
Wenn es ſich darum handelt, die Grundſätze der chriſtlichen Moral zu rea— 
liſtren, fo muß ich geſtehen, daß ich die Benennung eines chriſtlichen Staats 
für den unfrigen beſtreiten muß. Ich will nur die Grundſätze unſeres Staa⸗ 
tes mit dem neuen Teſtamente vergleichen. Ich könnte zwar auch bei dem al- 
ten Teſtamente anfangen und mit den zehn Geboten beginnen. Die zehn Ge⸗ 
bote ſagen ſchon: „Du ſollſt nicht tödten“, während der Herr Schatz⸗Mini⸗ 
ſter, den auch die Armee in ihren Reihen zu zählen das Glück hat, gewiß 
nicht beabſichtigen wird, in ſtrenger Anwendung jener Grundſätze den Krieg 
zu verdammen. Es ſteht ferner im neuen Teſtament: „Du ſollſt nicht ſchwö⸗ 
ren; eure Rede ſei ja ja, nein, nein; was darüber iſt, iſt vom Uebel.“ Wir 
haben jedoch noch in einer der letzten Sitzungen, wo wir mit dem Geſetzent⸗ 
wurf wegen der Einkommenſteuer beſchäſtigt waren, erfahren, daß ſogar neue 
Eide eingeführt werden ſollten, Eide, mit denen die dringende Beſorgniß des 
Meineides verbunden iſt, weil von deren Ableiſtung oder Nichtableiſtung die 
Beſteuerung abhing; alſo während eine Allerhöchſte Propoſition noch neue 
Eide in unſerem Staate einführt, kann man doch nicht von einem chriſtlichen 
Staate reden, welcher den Satz nicht beachtet: „Du ſollſt nicht ſchwören.“ 
Es iſt ferner das Gebot des Chiſtenthums: „liebet eure Feinde“ und: 
wenn dir Jemand einen Backenſtreich giebt, ſo halte ihm die andere Vacke 
auch hin“; wie wollen wir aber mit dieſem Grundſatze die Geſetzgebung über 
die Injurien in Einklang bringen. Viele Paragraphen des Landrechts müßten 
ausgetilgt werden, wenn ſie in Einklang mit jenem Grundſatze gebracht wer— 
den ſollen. Wie will man in der auswärtigen Politik mit dem Gebote der 

eindesliebe es vereinigen, Verträge gegen auswärtige Mächte zu ſchließen? 
ch glaube, wenn wir unſere Miniſterien alle durchmuſtern, ſo können ihre 
Handlungen dieſem Standpunkte gegenüber nicht beſtehen; wenn wir nament⸗ 


den 22. Juni 1847. 


lich auf das Schatzminiſterium übergehen, ſo können wir es im Sinne des 
Chriſtenthums nicht gerechtfertigt finden, daß Schätze geſammelt werden, denn 
das Chriſtenthum gebietet uns, irdiſche Güter gering zu achten, und es heißt 
in der Bibel, daß es eher anzunehmen iſt, daß ein Kameel durch das Nadel- 
öhr gehen wird, als daß der Reiche in das Reich Gottes kommt. Die 
jüdiſche Religion enthält keine Vorſchriften, welche die Juden verhinderte, 
eben ſo gute Staatsbürger zu ſein als wir Chriſten. Ich glaube nicht, daß 
uns die Nationalität der Juden, das Judenthum, Anlaß geben könnte, ihnen 
dieſe Rechte zu verkürzen, und die Anſicht, die der Redner vor mir ausge⸗ 
ſprochen hat, daß das Judenthum ſo beſchaffen ſei, daß wir den Juden po⸗ 
liriſche Rechte nicht gewähren könnten, hat mich durchaus nicht überzeugt. 
Ich komme auf die Fehler zurück, die uns von mehreren Seiten, als den 
Juden eigen, hervorgehoben wurden, und zu dieſen zähle ich namentlich ihre 
Habſucht, die ſehr häuſig einen ſchmutzigen Charakter annimmt, und ich 
möchte hinzufügen: ihre Kriecherei, und (wenn auch viele Juden im Jahre 
1813 das Vaterland vertheidigt haben), fo ſetze ich doch noch hinzu: ihre 
Feigheit; alle dieſe Fehler ſichern ſie vor meiner Sympathie; wenn ſie mir 
aber auch noch ſo unangenehm in ſozialen Verhältniſſen wären, ſo genügt 
mir doch dies nicht, um ihnen die politiſchen Rechte abzuſprechen; zumal 
wenn wir uns noch ſagen müſſen, daß dieſe ihre Fehler in der Behandlung, 
die ihnen unſere Geſetzgebung hat angedeihen laſſen, ihren Urſprung haben. 
Daß ſie neben ihren Fehlern auch viele Vorzüge haben, hat ſelbſt der Herr 
Schatz⸗Miniſter anerkannt, und es bedarf alſo keines weiteren Zeugniſſes dar⸗ 
über mehr. Wenn man ein gewiſſes Vorurtheil als begründet anerkennen 
will, ſo iſt es durch die Geſetzgebung ſelbſt hervorgerufen. Ich komme end⸗ 
lich darauf zurück, wie ſich die Sache praktiſch geſtaltet, und gedenke des 
Nachtheils, der aus der Emanzipation angeblich entſtehen kann. Es iſt in 
der uns vorliegenden Denkſchrift und von dem Herrn Kultus-Miniſter ge⸗ 
ſagt worden, daß Umſtände vorkommen könnten, wo die Juden über Unter⸗ 
richtsverhältniſſe, würden zu urtheilen haben. Ich meine, daß die Kirche den 
Unterricht in der Religion als ein ihr zuſtehendes Recht wird reklamiren kön— 
nen, vorbehaltlich der Oberaufſicht, welche der Staat über deſſen Ertheilung 
auszuüben hat. Was den übrigen Unterricht betrifft, ſo weiß ich nicht, wa⸗ 
rum man die Juden aus einem Schulvorſtande oder einer Schulbehörde aus⸗ 
ſchließen ſollte; vielmehr ſind ſie durch ihre mit Recht gerühmten intellektuel⸗ 
len Eigenſchaften dazu vollſtändig geeignet. Es iſt ferner geſagt worden, die 


Juden könnten keine Zoll-Einnehmer werden, weil ſie am Sabbathe keine 


Geldgeſchäfte treiben dürften; ich glaube aber, wenn der Staat Jemanden 
ein Amt giebt, ſo giebt er ihm auch eine Inſtruktion, und wenn der Jude 
verhindert iſt, auf irgend eine Art ſeine inſtruktionsmäßigen Pflichten zu er⸗ 
füllen, fo wird er zur Disziplinar-Unterſuchung gezogen und nach Umſtänden 
entlaſſen. So lange ſich aber kein Hinderniß zur Erfüllung ihrer Amtspflich⸗ 
ten auf Seiten der Juden herausſtellt, ſo weiß ich nicht, warum der Staat 
in ihrer Religion ein Hinderniß finden ſollte. Es fragt ſich nur, ob der 
Jude feinen Amts⸗Obliegenheiten nachkommt oder nicht. Wenn ferner von 
ſeparatiſtiſchen Beſtimmungen der jüdischen Geſetze geſprochen wird, fo iſt mir 
zwar bekannt, daß die Juden nach ihrem des: dieſe oder jene Speiſe nicht 
eſſen dürfen; fo lange aber der Baron Rothſchild in Frankfurt a. M. an 
dem Sitze der hohen Deutſchen Bundesverſammlung die brillanteſten Diners 
veranſtaltet, an welchem die ganze hohe Diplomatie lebendigen Antheil nimmt, 
ſo kann ich nicht einſehen, daß die Juden durch ſeparatiſtiſche Beſtimmungen 
verhindert ſein ſollten, mit den Chriſten zu verkehren. Wenn der Herr Schatz⸗ 
Miniſter ſagte, daß bei keinem Volke die Religion und Nationalität ſo zu⸗ 
ſammen verwachſen ſeien, als bei den Juden, fo möchte ich doch dieſen Vor⸗ 
zug für die Türken in Anſpruch nehmen, von denen er gleichfalls geſprochen 
hat. In Betreff der Türken iſt es zwar richtig, daß fie jetzt keine Chriſten 


zu Staats-Aemtern zulaſſen; aber ich bin überzeugt, daß, wenn fie dieſen 


Grundſatz verließen, daraus kein Nachtheil für den Muhamedanismus ent⸗ 
ſpringen würde, und das iſt doch das Einzige, was man in Betreff der Zus 
den zu erinnern haben könnte; ich bin überzeugt, daß aus ihrer Emancipa⸗ 
tion eine Gefahr für das Chriſtenthum nicht entſpringen würde. Wenn ich 
mich dem von dem Herr Schatz Miniſter gewählten Beiſpiele anſchließe, fo 
bin ich überzeugt, daß, wenn derſelbe in der Türkei geboren und, obwohl 
Chriſt, zu einem Türkiſchen Staatsamte zugelaſſen wäre, doch Se. Excellenz, 
ungeachtet des chriſtlichen Sinnes, der Sie auszeichnet, nicht viele Türken 
zum Chriſtenthum bekehren würden. Es iſt zum Schluſſe von einem Mit⸗ 
gliede aus der Niederlaufig geſagt worden, daß gerade der Fortſchritt, das 
Vorwärts, was wir in Bezug auf die Frage einſchlügen, das wichtigſte Vor⸗ 
wärts diefes Landtages fein würde. Zu dieſer Anſicht kann ich mich zwar 
nicht bekennen, ſondern fo viel Egoiſt bin ich noch, daß ich das Vorwärts, 
was wir mit redlichem Bemühen im Allgemeinen für unſere verfaſſungsmä⸗ 
ßigen Rechte haben vereinigen wollen, höher ſtelle, als in Bezug auf dieſe 
einzelne Propofition. Aber ich glaube, daß wir bisher immer und alleſammt, 
wenn wir auch verſchiedenen Anſichten gefolgt find und verſchiedene Stand⸗ 
punkte eingenommen haben, daß wir ſämmtlich beſeelt geweſen ſind von dem 
Beſtreben, den Standpunkt des Rechts nach allen Seiten zu wahren, zu kon⸗ 
ſerviren und zu befeſtigen und getreu dem Wahlſpruch suum cuique Jedem 
ſein gutes Recht haben angedeihen laſſen. Und von dieſem Standpunkte aus 
möchte ich mir das Recht vindiziren, einen Ausſpruch wo möglich für alle 
Folgezeit realiſirt zu ſehen, zu dem ſich der größte Monarch bekannt hat, 
der bis 1786 auf dem Preußiſchen Thron ſaß, nämlich Friedrich der Große. 
Wenn er auch von ſpätern Miniſtern verdunkelt worden iſt, von Miniſtern 
wie Wöllner, und verdunkelt werden wird, von Anderen, die ihm gefolgt 
ſind oder folgen werden — ſo ſoll doch immer der erhabene Spruch als das 
würdigſte Exempel Preußiſcher Regentenweisheit in Wirkſamkeit bleiben: 
„In meinen Staaten kann Jeder nach ſeiner Fagon ſelig werden.“ 
Staats⸗Miniſter v. Thile: Das geehrte Mitglied aus Weſtphalen hat 


uns auf ein ſehr theologiſches Feld geführt, und ich will die Verſammluug 


nicht ermüden durch ausführliches Eingehen auf dieſen Standpunkt. Was 
ich über den chriſtlichen Staat geſagt habe, glaube ich, ſo weit erklärt zu 
haben, daß die Verſammlung verſtanden haben wird, was ich darunter meine. 
Wenn das geehrte Mitglied uns in das neue Teſtament geführt und eine 
Menge einzelne Stellen angeführt hat, mit welchem ſich unſere Geſetzgebung 
nicht vertrage, ſo kann ich nur darauf aufmerkſam machen, daß die Diffe⸗ 


. 
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renz dabei aus dem Auge verloren worden iſt, zwiſchen individuellen und idealen 
Vorſchriſten, die dem ee Chriſten gegeben find, und zwiſchen der Pit, 
die der Staat hat, eben dem Mißbrauche dieſer Vorſchriften von Seiten An⸗ 
derer entgegenzutreten. Wenn unſere Geſetzgebung hätte lagen wollen: „Wer 
dir den Rock nimmt, dem gieb auch den Mantel dazu“; — ich glaube doch, 
es würde anerkannt werden, daß fie den Standpunkt, auf dem fie ſtehen ſoll, 
aus den Augen verloren hätte. Die Stellen des neuen Teſtaments, die der 
geehrte Redner uns vorgeführt hat, ſchreiben dem Chriften feine Pflichten 
vor; der Staat hat aber die ganz andere Pflicht, dafür zu ſorgen, daß mit 
dieſen Vorſchriften kein Mißbrauch getrieben wird. Ich glaube, endlich noch 
bemerken zu müſſen, daß die chriſtliche Moral mit der Moral des alten Bun⸗ 
desvolkes nicht überall ſo zuſammenfällt, daß man gar kein Bedenken dabei 
finden könnte, fie mit einander verſchmelzen zu wollen; ich möchte nur hin⸗ 
weiſen auf eins der Beiſpiele, die der geehrte Redner ſelbſt angeführt hat. 
In dem neuen Teſtamente if uns vorgeſchrieben: Du ſollſt deinen Feind lies 
ben. Aber unmittelbar bei dieſer Vorſchrift wird auf den alten Gegenkatz 
hingewieſen: Aug' um Auge, Zahn um Zahn. Ob beide Prinzipien ſich wohl 
mit einander vertragen möchten, überlaſſe ich der Erwägung. i 
Landtags⸗Kommiſſar: Der geehrte Redner hat ſelbſt die Fortſchritte 
gegen den jetzigen Zuſtand einzeln aufgeführt, welche durch den Geſetz⸗Entwurf 
angebahnt ſind, und mich dadurch der Mühe überhoben, dieſe Aufzählung zu 
wiederholen; er hat dem Entwurf nur den einzigen Vorwurf gemacht, daß 
er eine dem jetzigen Zuſtande fremde Einpferchung der Juden in Corpora⸗ 
tionen anordne und dadurch den Weg zu einem Ghetto einſchlage. Das 
Geſetz von 1812 hatte in ſeinem letzten Paragraphen vorgeſchrieben, daß die 
Kultus⸗Verhältniſſe der Juden beſonders geordnet werden ſollten; in Er⸗ 
füllung dieſes Vorbehaltes iſt derjenige Theil des Geſetzes, welcher ſich auf 
die Kultus⸗Verhältniſſe bezieht, gegeben. Dieſe Kultus-Verhältniſſe ſetzen, 
wie ſchon vorhin erwähnt, nothwendig jüdiſche Corporationen voraus, wie 
ſich dieſe auch ſeither überall von ſelbſt geſtaltet haben. Ihre Synagogen 
beruhen überall auf Vereinen, obgleich ſolche vom Geſetz nicht überall als 
zu Recht ſtehend, als rechtliche Corporationen anerkannt ſind. Wenn nun 
der Geſetz»Entwurf, indem er in dieſer Beziehung den faktiſchen Zuſtand zum 
großen Vortheil der Juden in einen rechtlich begründeten umſchaffen will, in 
einigen wenigen Punkten dieſen Corporationen bürgerliche Beziehungen giebt, 
ſo verwahre ich den Entwurf vor der Abſicht, daß dadurch eine ſolche Ab⸗ 
ſperrung habe herbeigeführt oder, wie ein anderer Redner ſich geäußert, ein 
Staat im Staate gebildet werden ſollen. Von einem geehrten Redner aus 
der Rhein⸗Provinz iſt, ich möchte ſagen, mit tragiſchem Effekte hervorgehoben, 
daß, ungeachtet die Juden in unſeren großen Befreiungskriegen mitgefochten 
und ungeachtet erweislichermaßen ein Jude in der Schlacht von Lützen wirk⸗ 
lich geblieben, dennoch ihnen nicht einmal dasjenige als Preis des großen 
Kampfes gelaſſen ſei, was fie früher gehabt hätten. Auch hierauf muß ich 
erwiedern, daß, abgeſehen von den Interpretationen, welche 88. 8 und 9 des 
Geſetzes von 1812 im Jahre 1822 von des hochſeligen Königs Mafeſtät 
erhalten haben, und die man wirklich als Interpretationen bezeichnen muß, 
weil die ganz nackten Beſtimmungen dieſer Paragraphen einer Auslegung 
bedurften — daß, ſage ich, abgeſehen von dieſen Interpretationen, gegen dir 


Beſtimmungen des Geſetzes von 1812, keine den Juden ungünſtige Verän⸗ 


derungen eingetreten ſind, daß vielmehr dieſe Interpretation ſchon jetzt in 


Beziehung auf die Anſtellungsfähigkeit der Juden eine günſtige Aenderung 


erfahren habe und der Geſetzentwurf, wie auch der geehrte Redner ſelbſt an⸗ 
erkennt, noch günſtigere Veränderungen anbahnt. Wenn aber derſelbe geehrte 
Redner darauf Bezug genommen hat, daß nicht alltin das Geſetz von 1812 
erfüllt werden müſſe, ſondern daß auch gegen den Zuſtand der Juden, wel⸗ 
chen fie durch die fremdherriſche Geſetzgebung erhalten hätten, nach den Bun⸗ 
desbeſchlüſſen keine Benachtheiligung ſtattfinden dürfe, fo iſt dieſe Behauptung 
nicht richtig. Es heißt im Artikel 16 der deutſchen Bundesakte: „Die Bundes⸗ 
Verſammlung wird in Berathung ziehen, wie auf eine möglichſt überein⸗ 
ſtimmende Weiſe die bürgerliche Verbeſſerung der Bekenner des jüdiſchen 
Glaubens in Deutſchland zu bewirken ſei und wie inſonderheit derſelben der 
Genuß der bürgerlichen Rechte, gegen die Uebernahme aller Bürgerpflichten, 
in den Vundesſtaaten verſchafft und geſichert werden könne. Jedoch werden 
den Bekennern dieſes Glaubens bis dahin die denſelben von den einzelnen 
Bundesſtaaten berrits eingeräumten Rechte erhalten“ Es heißt alſo: von 
einzelnen Bundesſtaaten, nicht in einzelnen Bundesſtaaten, und zwar iſt 
diefes Wort „von“ nicht zufällig, ſondern mit reiflichſter Erwägung deſſen, 
was es ſagen ſollte, in das Geſetz aufgenommen. In dem urſprünglichen 
Entwurfe ſtand: „In den verſchiedenen Bundesſtaaten“; aber auf Recla⸗ 
mation einiger deutſcher Staaten, welche eine Zeitlang der Fremdherrſchaft 
unterworfen geweſen waren und nicht wollten, daß fremde Geſetze ihnen für 
immer aufgezwungen werden follten, ift das Wort „in“ in „von“ verwans 
delt worden. Es iſt dies, wenn ich nicht irre, auf den Antrag eines Staats 
geſchehen, welcher ſich der ihm dadurch gegebenen Freiheit in dem Maße 
bediente, daß er noch jetzt gar keine Juden in feinem Gebiet duldet. Einen 
Rechtsanſpruch für die Juden derjenigen Landestheile, welche durch die fremd⸗ 
herriſche Geſetzgebung Rechte erlangt haben, kann ich dahin nicht anerkennen, 
daß ihnen ſolche ganz unverändert erhalten werden müßten. Ich glaube aber 
auch nicht, daß dieſe Frage von Erheblichkeit iſt, weil ein weſentlich befferer 
Zuſtand in jenen Landestheilen nicht beſtanden hat als der, den das Geſetz 
von 1812 vorſchreibt. Wenn es aber darauf ankommt, zu beweiſen, daß der 
Geſetz⸗Entwurf wirklichen Fortſchritt zum Btſten der Juden will, fo bitte ich 
schließlich, noch in Erwägung zu ziehen, in welchem Zuſtande ſich die Juden 
in einzelnen Gebietstheilen befinden. Ich erinnere in dieſer Beziehung nur 
an die vormals naſſauiſchen Landestheile, wo jeder einzelne Jude erſt einen 
Schutzbrief erhalten muß, um beirathen zu dürfen, und wo dieſer Schutzbrief 
in der Regel dem älteſten Sohne gegeben wird und gegeben werden ſoll, 
während die anderen Brüder dem Colibat verfallen. Ich bitte auch an dieſe 
zu denken, wenn es ſich darum handelt, zu beurtheilen, ob die neue Geſetz⸗ 
gebung ein Fortſchritt oder ein Rückſchrut ſei. Nachträglich muß ich noch 
bemerken, daß derſelbe verehrte Redner, welcher die Behauptung aufgeſtellt, 
daß auch die fremdherrliche Geſetzgebung in Beziehung auf die Juden nicht 
verletzt werden dürfe, hervorgehoben hat, daß dieſe Beſtimmung durch eme 
Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre bekräftigt ſei. Hiermit kann nur die Ordre vom 
8. Auguß 1830 gemeint fein, welche beſtimmt, daß das Edikt vom Jahre 


1812 keine Anwendung auf die neu erworbenen Provinzen finden ſoll, und 
hinzufügt, daß die beſtehende Juden⸗Verfaſſung daſelbſt, bis zur weiteren 
geſetzlichen Beſtimmung, beibehalten werden ſoll. Eine Garantie über 
den Zeitpunkt hinaus, wo das Judenweſen für die ganze Monarchie allgemein 
geordnet werden ſoll, iſt danach durch dieſe Ordre nicht ertheilt. 

(Ruf zur Aoſtimmung.) 

Abg. v. Landsberg⸗Steinfurt: Nachdem ſo viele Redner vor mir 
und namentlich ein Redner der Ritterſchaft Weſtphalens mit fo hoher Beredt⸗ 
ſamkeit ſich für die völlige Emancipation ausgeſprochen haben, ergreife ich 
nur ungern das Wort, um hier die entgegengeſetzte Anſicht auszuſprechen, 
und ich gründe meine Hoffnung, daß meine Anſicht bei der hohen Verſamm⸗ 
lung noch Geltung finden wird, keinesweges auf die Beredtſamkeit, fondern 
auf die Bemerkung, die ich ſchon bei mehreren Verhandlungen gemacht habe, 
daß, je mehr Redner ſich für die Sache ausſprechen, deſto mehr bei der Ab⸗ 
ſtimmung dagegen ſind. (Gelächter.) Ich habe mich als Mitglied der erſten 
Abth. immer gegen eine völlige Emancipation der Juden ausgeſprochen, und 
nachdem ich alle Gründe für die entgegengeſetzte Anſicht habe entwickeln hören, 
kann ich doch nicht von meiner Anſicht abtreten. Am wenigſten kann meine 
Anſicht eine Veränderung erleiden durch die Aeußerungen, welche das verehrte 
Mitglied aus Poſen vorgetragen hat, daß wir nämlich die Emancipation 
aussprechen können, weil wir erwarten dürfen, daß fie nie im vollen Umfange 
zur Ausführung käme. Ich glaube im Gegentheil, daß, wenn ein Geſetz er⸗ 
laffen wird, wir auch erwarten können und müſſen, daß es zur Ausführung 
kommen kann und wird, und daß wir dieſe Loyalität auch den Juden ſchul⸗ 
dig ſind. Wenn ein Mitglied aus der Rheinprovinz geſagt hat, daß die An⸗ 
ſichten, welche von dem Herrn Kabinets-Miniſter über die Emancipation der 
Juden entwickelt ſind, keinen Anklang bei uns finden können, ſo muß ich be⸗ 
merken, daß dieſes kategoriſche Urtheil gänzlich unrichtig war, denn dieſe An⸗ 
ſichten haben bei mir und, wie ich überzeugt bin, bei vielen Mitgliedern den 
vollſten Anklang gefunden. (Mehrere Summen: Ja wohl!) Die Gründe, 
die mich beſtimmen, mich gegen die Emancipation der Juden auszuſprechen, 
würde ich nicht weiter entwickeln, wenn ich nicht geſtern ein Amendement ein⸗ 
gereicht hätte und dazu noch einige Motive anführen wollte. Meine Gründe 
ſind einfach die, daß man ſich für die völlige Emancipation der Juden durch⸗ 
aus nicht entſcheiden kann ohne das Chriſtenthum gänzlich aufzugeben. (Ge⸗ 
murmel.) Ich frage zur Vegründung meiner Anſicht, ob wir erwarten dür⸗ 
fen, unſeren Nachkommen das Chriſtenthum zu erhalten, wenn wir alle 
Staatsämter den Juden überlaſſen wollen, wenn wir die Erziehung unſerer 
Kinder den Juden übertragen wollen. Hinſichtlich der ſtändiſchen Rechte er⸗ 
innere ich nur an den Beſchluß, den die hohe Verſammlung ſelbſt gefaßt 
hat, daß die Ausübung derſelben an das Bekenntniß der chriſtlichen Religion 
geknüpt fein ſoll. Ich theile ganz die Anſicht des verehrlichen Mitgliedes 
aus Weſtphalen, welches ſich dafür ausgeſprochen hat, daß die Scheidewand, 
welche einmal zwiſchen Juden und Chriſten beſteht, daher rührt, daß die Ju⸗ 
den von unſerem göttlichen Stifter geſagt haben: wir haben ein Geſetz, und 
nach dieſem muß er ſterben. Darin iſt es auch begründet, daß ihre Geſetze 
nie mit den unſrigen in Einklang kommen können. Ich wüßte auch nicht, 
daß ihre übrigen Glaubenstehren der Emancipation nicht entgegenſtehen, we⸗ 
nigſtens iſt es mir auffallend geweſen, mit Gewißheit vernommen zu haben, 
daß, mehrere Rabbiner und Rabbinate ihre Entſcheidung abgegeben haben, 
daß Ehen zwiſchen Juden und Chriſten nicht allein nichtig, ſondern ſogar 
verwerflich ſind, und in Folge dieſer Erklärungen ſind die Ehen ſelbſt beim 
hieſigen Kammergerichte getrennt worden. Wenn ich nun die Gründe ange⸗ 
führt habe, die mich beſtinmmen, gegen die Emancipation der Juden zu ſpre⸗ 
chen, ſo will ich zugleich bemerken, daß ich in aller übrigen Hinſicht es billig 
halte, wenn den Juden alle diejenigen Rechte eingeräumt werden, von denen 
man glaubt, ſie ihnen einräumen zu können, ohne dem Chriſtenthume zu nahe 
zu treten, und ohne die bürgerliche Wohlfahrt der chriſtlichen Unterthanen zu 
gefährden. 

Marſchall: Es iſt Zeit, die heutige Sitzung zu ſchließen, indem ich 
die geehrten Herren bitte, ſich morgen früh um 10 Uhr zur Fortſetzung der 
Debatte verſammeln zu wollen. Die Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Ende der Sitzung kurz vor 4 Uhr.) 


Sitzung der Herren⸗Kurie am 14. Juni. 

Die Sitzung beginnt nach 411 Uhr unter dem Vorſitz des Marſchalls, 
121 zu Solms. Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen und 
genehmigt. N I 

Marſchall: Wir kommen zur Fortſetzung der in letzter Sitzung abs 
gebrochenen Berathung über den Antrag der Kutie der drei Stände hinſicht⸗ 
lich der Verweiſung des Haupt⸗Finanz⸗Etats und der Ueberſicht der Finanz⸗ 
Verwaltung an eine Abtheilung. Ich bitte den Grafen Eberhard zu Stol⸗ 
berg, den Bericht weiter zu erſtatten. 

Referent Graf Eberh. zu Stolberg: Da bereits einige Tage ver⸗ 
gangen find, ſeitdem die erſte Berathung über dieſen Gegenſtand ſtattgefun⸗ 
den hat, ſo glaube ich, es dürfte nicht unzweckmäßig ſein, wenn ich mir er⸗ 
laube, einige Punkte herauszuheben, auf die es nach meiner Meinung bei der 
Berathung des Gegenſtandes beſonders ankommt. Ich glaube, daß man zu⸗ 
erſt ſich darüber zu einigen hätte, was im §. 11. unter dem Ausdruck: „Ins 
formation“ verſtanden werde. Die Abtheilung hat geglaubt, unter „Infor⸗ 
mation“ nicht blos Kenntnißnahme, ſondern auch zugleich die Befug⸗ 
niß verſtehen zu dürfen, ſich Erklärungen über die Punkte geben zu laſſen, 
die ihr unklar wären. Wenn dieſe von der Abtheilung gegebene Erklärung 
des Wortes „Information“ gerechtfertigt erſcheint und von der hohen Vers 
ſammlung angenommen wird, ſo wird es zweitens darauf ankommen, erſtens 
ob die Information in dieſem Sinne vollkommen rechtlich begründet, und es 
würde zweitens darauf ankommen, ob fie auch durchaus noͤthig ſei. Sind 
wieder dieſe beiden Punkte von der hohen Verſammlung anerkannt, dann 
würden wir darauf überzugehen haben, wie dieſe Information zu gewähren 
ſei? Hier zerfällt nun die Abtheilung in zwei Theile. Die Majorität ſagt, 
ſie ſei dadurch zu gewähren, daß eine beſondere Abtheilung gebildet werde, 
die ſich mit dem Finanz⸗Etat genau beſchäftigt, die dann den Vereinigten 
Kurien die nöthige Information im Sinne des Geſetzes zu gewähren habe; 
die Minorität dagegen glaubt, daß auf dem Wege, der bis fetzt befolgt fei, 
alſo dadurch, daß die Herren ſich einzeln über den Finanz⸗Etat zu unterrich⸗ 
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ten ſuchten, aber befonders dadurch, daß die Abtheilungen, denen Finanz⸗ 
Fragen vorliegen, ſich, um dieſe Finanz⸗Fragen gehörig zu erörtern, von 
dem Zuſtande des Haupt⸗Finanz⸗Etats und der Ueberſicht des Finanz⸗Haus⸗ 
baltes genau informiren ſollen, daß, ſage ich, auf dieſem Wege die Infor⸗ 
mation erreicht werde. Es würde alſo, wenn der erſte Punkt erörtert wäre, 
darauf ankommen, mit welcher Anſicht, mit der der Majorität oder der der 
Minorität, ſich die hohe Verſammlung vereinigen wird. 5 n 

Graf v. Itzenplitz: Der Antrag der Majorität der Abtheilung ſcheint 
mir geſetzlich begründet zu ſein; und ich trage darauf an, denſelben ſeitens 
der hohen Kurie zu genehmigen. 2 f RT. R 

Graf Pork: So lebhaft ich wünſche, daß die Kurien möglichſt ſelbſt— 
ſtändig berathen und möglichſt geſondert die Fragen zu behandeln und ins 
Auge zu faſſen haben, ſo muß ich doch andererſeits geſtehen, daß ich nicht 
recht weiß, welcher bedeutende Grund einer von beiden Kurien gemeinſchaftlich 
gebildeten Abtheilung zur Information entgegenſteht. Es iſt hier noch nicht 
von der Verathung, ſondern von der Information die Rede. Es iſt über⸗ 
haupt, ſo weit es mit der Anſicht irgend verträglich iſt, die größte Ueberein⸗ 
kunft zu wünſchen, nicht aber, wie mir ſcheint, ein nutzloſer Kampf, der dar⸗ 
aus entſtehen kann, daß eine möglicherweiſe ſich widerſprechende Vorlage ver⸗ 
ſchiedenen Kurien zugetheilt wird. Ich würde mich dafür erklären, daß nur 
eine Kommiſſion dem Zwede entſprechend und wünſchenswerth erſcheint. 

Fürſt Lichnowsky: Ich kann mich leider mit der Rede meines verehr⸗ 
ten Landsmannes nicht einverſtanden erklären. Der geehrte Redner hat ent⸗ 
wickelt, daß der Grund, der die Abtheilung geleitet haben mag, ein Nützlich⸗ 
keitsgrund geweſen ſei. Ich kann dieſem nur vollkommen beiſtimmen; jedoch 
eben weil es ein Nützlichkeitsgrund ift, glaube ich, daß die Berathung in ge= 
trennter Kurie erfolgen müſſe. 5 

Graf Burghauß: Ich meinerſeits ſehe durch den Vorſchlag noch kein 
Mittel, um die verſchiedenen Meinungen auszugleichen und ſich zu verſtändi⸗ 
gen, und demnach kann ich nicht anders glauben, als daß es zweckmäßig iſt, 
in einer Vereinigten Abtheilung nud in den Vereinigten Kurien dieſen Ge⸗ 
genſtand aufzufaſſen. 

ürſt Lynar: Ich kann mich nur der Anſicht meines verehrten Freun⸗ 
des aus Ober⸗Schleſten in dem Wunſche anſchließen, daß der Haupt⸗Finanz⸗ 
Etat in Abtheilungen beider Kurien geprüft werden möge, und kann nicht 
glauben, daß hierdurch Veranlaſſung zu bedenklichen Konflikten gegeben wer⸗ 
den würde. f 

Graf Pork: Ich kann der Meinung des Fürſten, der ſo eben geſpro⸗ 
chen hat, nicht beitreten. Es handelt ſich immer nur hier um eine Vorbera⸗ 
thung, um eine Information, alſo um Notizen, um Nachrichten, die erſt 
eingefammelt werden ſollen, um dann die Berathung in der ganzen Kurie 
vorzunehmen, und da muß ich ſagen, daß, wenn von verſchiedenen Geſichts⸗ 
punkten aus der Finanz⸗Etat angeſehen wird und ſich möglicherweiſe ein wi⸗ 
derſprechendes Bild für beide Abtheilungen herausſtellt, dann für mich bei der 
Berathung und der darauf folgenden Beſchlutznahme ſich allerdings leicht eine 
Kollifion zwiſchen den beiden Kurien herausſtellen kann, ſofern fie getrennt 
berathen, und ich habe ſchon vorher ausgeſprochen, daß es mein lebhafter 
Wunſch ſei, daß es je mehr und mehr möglich werde, daß jede einzelne Ku⸗ 
rie ſelbſiſtändig beralhe. Wenn das aber der Fall fein ſollte, fo halte ich 
dann gerade es um fo wünſchenswerther, daß eine einzige Kommiſſton, deren 
Mitglieder aus beiden Kurien zu gemeinſchaftlicher Information zuſammen⸗ 
geſetzt find, beſtehe. Abs 

Graf v. Zieten: Um mich kurz zu fallen, deduzire ich ſo: Nach dem 
Allerhöchſten Patente haben wir weder das Recht, noch die Befuguiß, den 
Finanz⸗Etat zu begutachten und noch weniger ihn zu berathen, und nach 
meinem Wunſche wird dieſes Recht uns von der Krone hoffentlich nie einge⸗ 
räumt werden. Die vorliegende Frage betrifft nur eine Information, die 
wir nehmen ſollen; wir ſollen uns überzeugen, wie der Finanz⸗Etat beſchaf⸗ 
fen iſt, durch die uns vorgelegten Materialien, und da kann ich mich ledig⸗ 
lich der Anſicht meiner beiden verehrten Gönner aus Schleſien anſchließen, 
daß hierzu eine Kommiſſton ernannt werde, aus beiden Kurien zuſammenge⸗ 
ſetzt und vielleicht nach Verhältniß der Stärke der Kurien an ſich. Es wird 
dadurch, wie ſchon vorhin erwähnt wurde, eine unendliche Zeiterſparniß be⸗ 
dungen und iſt dem Zwecke vollkommen genügend. Ich ſehe alſo nicht ein, 
warum dieſe Information nur partiell und nicht ſummariſch gefaßt werden ſoll. 

Graf v. Arnim: Ich beſchränke mich heute auf den unmaßgeblichen 
Vorſchlag, dieſe Frage, die in der Abtheilung, nicht ſowohl nach ihrer Zweck⸗ 
mäßigkeit als nach der Lage des Geſetzes und die auch hier von verſchiedenen 
Seiten verſchieden beantwortet ift, je nachdem das Geſetz fo oder fo ausgelegt 
wird, dieſe Frage über die Auslegung des Geſetzes in dieſer Beziehung ledig— 
lich Sr. Majeſtät anheimzuſtellen. Se Majeſtät werden am beſten willen, 
wie Sie das Geſetz in dieſer Beziehung gedeutet haben. 

Graf Dyhrn: Ich glaube, es iſt Sr. Majeſtät dem Könige zu über⸗ 
laſſen, ob getrennte oder vereinigte Abtheilungen ſtatthaben ſollen. Ich für 
meinen Theil würde für eine einzige Abtheilung ſtimmen; aber ich halte die 
Berathung über den Finanz⸗CEtat ſelbſt für ſo zweckmäßig und ſo nützlich, 
daß es mich ſehr ſchmerzlich berühren würde, wenn dieſer, nach meiner An⸗ 
ſicht, ganz untergeordnete Punkt die Bitte an Se. Majeſtät auch nur eine 
halbe Stunde verzögern follte. 2 . 

Fürſt Lichnowsky: Das ift alſo das Amendement, welches mein ver⸗ 
ehrter Kollege aus der Mark Brandenburg vorgeſchlagen hat, und dem ich 
nur vollkommen beiſtimmen kann. Würden nicht Ew. Durchlaucht fragen, 
ob dieſes Amendement Unterſtützung finder? 

Marſchall: Es fragt ſich, ob der Vorſchlag, der gemacht worden iſt, 
die geſetzliche Unterſtützung von 6 Mitgliedern findet. 

(Wird ausreichend unterſtützt.) 

Graf v. Kielmanngegge: Wenn ich der Verathung richtig gefolgt 
bin, ſo dreht es ſich darum, ob in den Fällen, wo nach den 88. 4 bis 10 der 
Allerhöchſten Verordnung vom 3. Februar d. J. die ſtändiſche Mitwirkung 
eintritt, die Abtheilungen der beiden Kurien getrennt oder vereinigt arbeiten 
follen; da aber die Anſichten der beiden Kurien gerade für dieſe Gegenſtände 
ſehr verſchieden fein können, erlaube ich mir vorzuſchlagen, daß ſtatt der be⸗ 
antragten Faſſung folgende gewählt würde: „daß Sr. Majeſtät allerunter⸗ 
thänigſt gebeten werde, Allergnädigſt zu geftatten, daß der Haupt⸗Finanz⸗Etat 
und die Ueberſicht der Finanzverwaltung einer Abtheilung jeder Kurie zur 


981 


Vorberathung, dann aber den aus beiden Kurien vereinigten Abtheilun 
i en, 5 gen 
zur gemeinſchaftlichen Berathung v in 
dean Sach ch hung vor Berichterſtattung im Plenum 
2 arſchall: Das iſt ein neuer Antrag, und ich muß darum fi 
er die geſetzliche Unterſtützung von 6 Mitgliern age Er hat fie * 
Referent Graf Eberhard zu Stolberg: Ich werde in Beziehung 
auf die verſchiedenen Meinungen mir erlauben, eine Faſſung vorzuſchlagen 
welche vielleicht genügen könnte. Sie geht nämlich dahin, „Sr. Majeſtät 
den König alleruntherthänigſt zu bitten, dem Vereinigten Landtag den Weg 
anzuweiſen, auf welchem ſich derſelbe die nöthige Informirung über den 
Haut⸗Finanz⸗Etat und die Ueberſicht der Finanz-Verwaltung im Sinne des 
§. 11 des Patents vom 3. Februar zu verſchaffen habe. } 

: Marſchall: Es fragt ſich, ob dieſer Vorſchlag die geſetzliche Unter⸗ 
ſtützung von 6 Mitgliedern findet: (Es erheben ſich mehr als 6 Mitglieder.) 
Nach dem Vorſchlag des Grafen von Armin würde die erſte Frage darauf 
geſtellt werden müſſen, ob man dem Antrage der Kurie der drei Stände bei⸗ 
trete. Dann würde, wenn dieſe Frage bejaht wäre, der Vorſchlag des Gra⸗ 
fen v. Armin zu folgender Frage Veranlaſſung geben. 

a 55 v. Arnim: Ich habe ihn ſchon formulict und bitte ihn fo vor⸗ 

u „ 

Marſchall: Der Vorſchlag, wie er geſtellt iſt und ich ihn aufgefaßt 

habe, führt zu folgender Frage: „Beſchließßt die ane e Sr. Wh 
dem Könige eine Anweiſung darüber ſich zu erbitten, ob die durch eine Abe 
theilung zu bewirkende Information durch eine Abtheilung der vereinigten 
Kurien oder in beiden Kurien durch eine Abtheilung einer jeden derſelben 
erfolgen ſolle?“ Wünſchen Sie, daß die Faſſung verlefen werde, wie fie 
von Ihnen vorgelegt worden iſt? (Der Vorſchlag des Grafen v. Arnim wird 
dem Marſchall übergeben.) 
; Graf v. Arnim: Ich wollte mir erlauben, zu bemerken, das der Vor⸗ 
ſchlag ein Ganzes iſt; er erklärt den Beitritt zum Votum der Drei⸗Stände⸗ 
Kurie und ſchließt die Bitte um Interpretation daran, daher ich bitte, ihn 
vorzuleſen. a 

Referent Graf zu Stolberg (verlieft-diefen Vorſchlag, wel t 
„Beſchließt die Herren-Kurie, der Bitte der Kurie der her ee 
und zugleich von Sr. Majeſtät die Interpretation des §. 11 der Verordnung 
vom 3. Februar c. dahin zu erbitten, ob dieſer Gegenſtand unter die im §. 
14 des Geſetzes gedachten, zum Reſſort der Vereinigten Kurien gehörigen zu 
rechnen oder in den beiden Kurien getrennt zu behandeln ſei?“ 

Marſchall: Es werden diejenigen, die dieſe Frage bejahen, die alſo 
dem Antrage beitreten, dies durch das Zeichen des Aufſtehens zu erkennen 
geben. Er iſt mit der erforderlichen Majorität von zwei Drittel angenom⸗ 
men worden. Wir kommen nun zur Berichterſtattung über die Königliche 
Propoſition, die Feſtſtellung der Verhältniſſe der Juden betreffend. Ich bitte 
den Referenten, Graf Itenplitz, den Bericht zu erftatten. 

Referent Graf Itzenplitz: Wenn die hohe Verſammlung es fo geneh⸗ 
migen möchte, ſo glaube ich, würde die Berathung einfach den Gang nehmen 
können, daß ich immer erſt den Text des Geſetz-Entwurfes, zunächſt 
den Eingang des Geſetz-Entwurfes, alſo den Theil, der vor dem Abſchnilte 
I. ficht, vorleſe und darauf dann das Gutachten der Abtheilung über dieſen 
Abſchnitt folgen ließe. Das Gutachten der Abtheilung über den Eingang 
wird dann diejenige Information über die allgemeine Lage der Sache enthals 
ten, welche die Abtheilung für Pflicht gehalten, der hohen Kurie zu vergegen⸗ 
wärtigen, und wird ſchließlich auf Beantwortung der Frage führen: „Ob 
ee a Erlaß eines ſolchen Geſetzes Bedürfniß oder Nothwendigkeit 
ſei.“ (Lieſt): N . 

„Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. f 

Nachdem wir zur Herſtellung einer allgemeinen und gleichmäßigen je 
bung über die Verhältniſſe der Juden die beſtehenden ee 8 2 
jüdiſchen Kultus und Unterrichts- Angelegenheiten, als auch hinſichtlich des 
bürgerlichen und Rechtszuſtandes, insbeſondere die für das Großherzogthum 
Poſen ergangne Verordnung von 1. Juni 1833, einer Reviſton haben unters 
werfen laſſen und im Vetracht, daß die eigenthümlichen Verhältniſſe der jüdi⸗ 
ſchen Bevölkerung in der Provinz Poſen eine gänzliche Aufhebung der dort 
geſetzlich beſtehenden Verfaſſung des Judenweſens zur Zeit noch nicht geſtatten, 
verordnen Wir auf den Antrag Unſeres Staats-Miniſteiums und nach 
Anhörung Unſerer getreuen Stände des Vereinigten Landtages, wie folgt: 

Ab ſchnitt 
Ueber die Verhältniſſe der Juden in allen Landestheilen 
Unſerer Monarchie, mit Ausſchluß des Großherzogthums Poſen. 

Es wird nun das Gutachten der Abtheilung zur Allerhöchſten Propoſt⸗ 
tion folgen. (Lieft:) In Folge Allerhöchſter Königlicher Propoſition iſt die 
Herren⸗Kurie aufgefordert worden, einen von den Räthen der Krone vorge⸗ 
legten Geſetz-Entwurf über die Verhältniſſe der Juden zu begutachten und 
hat die unterzeichnete Abtheilung mit der Vorberathung beauftragt. Dieſe iſt 
bemüht geweſen, den Geſetz-Entwurf unter Beachtung der in der Denkſchrift 
mitgetheilten Motive und nach Einſicht des in zwei Heften vollſtändig mit⸗ 
getheilten Materials unter Zuziehung Königlicher Räthe vollſtändig zu prüfen 
und beehrt ſich, ihre Anſicht in dem hier nachfolgenden Gutachten vorzutra⸗ 
gen. Die erſte Frage, welche ſich die Abtheilung vorlegen mußte, war: 
ob überhaupt ein Bedürfniß zum Erlaß eines Geſetzes über die Verhält⸗ 
niſſe der Juden in preußiſchen Staaten vorhanden ſei? Die Abtheilung hat 
dies Vedürfniß einſtimmig anerkannt und trägt darauf an, daß die hohe 
Kurie ein Gleiches thun möge. Wenn hierin zugleich die anerkennende Aeuße⸗ 
rung der Abtheilung über den Eingang des vorgelegten Geſetz⸗-Entwurfes 
enthalten iſt, ſo war dieſelbe ebenmäßig der Anſicht, daß die nicht naturali⸗ 
ſirten Juden im Großherzogthum Poſen für jetzt ihren übrigen Glaubens⸗ 
genoſſen noch nicht gleichzuſtellen fein werden. Dieſen letzten Punkt wegen 
der nicht naturaliſirten Juden in Poſen habe ich mir erlaubt, deshalb nur 
vorläufig hier zu berühren, weil der Eingang des Geſetzes, welchen vorzuleſen 
ich die Ehre hatte, ſelbſt ſagt, daß für Poſen noch einige beſondere Beſtim⸗ 
mungen nothwendig ſein würden und dadurch gleich eine Trennung des 
Geſetzes in zwei Abſchnitte gegeben wird, wovon der erſte die Juden im 
Allgemeinen behandelt und der zweite diejenigen Beſtimmungen enthält, welche 
vorläufig noch für die Juden in Poſen beſonders nothwendig ſind. 


Geſetzgebung Anſtand gaben. 


— 


ſtehenden Geſetzgebung zu äußern. 


taats⸗Miniſter Dr. Eichhorn: Che eine hohe Verſammlung zur Prü⸗ 
ne „ des Geſetzes übergeht, . ts mir erlaubt 
ſein, mich über die Idee des Geſetzes, ſeinen Zweck, ſein Verhältniß zur be⸗ 
ch wünſche en: 6 
i itte der Betrachtungen hineinzuführen, in welcher die Königliche Re⸗ 
hen 5 3 hat, als fie dieſen Entwurf ausarbeiten 
ließ. Ich glaube, wenn dieſe Darſtellung in einer kurzen konzentrirten Zu⸗ 
ſammenfaſſung geſchieht, daß dadurch einer hohen Verſammlung das Geſchäft 
der Beurtheilung des Geſetzes ſehr wird erleichtert werden. Die preußiſche 
Regierung hat ſchon feit einer langen Reihe von Jahren eine ganz beſondere 
Aufmerkſamkeit der bürgerlichen Verbeſſerung der Juden gewidmet. Die um⸗ 
faſſendſte Anordnung für dieſen Zweck erfolgte durch das Edikt vom Jahre 
1812. Das Edikt erklärte die Fremdlinge zu Inländern, die aus dem Staats- 
verbande Ausgeſchloſſenen zu Staatsbürgern. Bald nachher traten die großen 
Ereigniſſe ein, die einen völligen Umſchwung in unſeren vaterländiſchen An⸗ 
gelegenheiten hervorbrachten. In den Jahren 1814 und 1815 vereinigten ſich 
die getrennt geweſenen Glieder des deutſchen Geſammtvaterlandes wieder zu 
einer politiſchen Gemeinſchaft in dem von ihnen geſchloſſenen Bunde. Vei 
dieſer Gelegenheit vereinigten ſie ſich zugleich über mehrere große Fragen, die 
den inneren Zuſtand und die Verhältniſſe Deutſchlands berührten, gemeinſam 
in Berathung zu treten; unter dieſe Fragen wurde nun von ihnen auch die 
Judenfrage geſtellt. Die nächſte Folge dieſer Verabredung war, daß die eins 
zelnen deutſchen Staaten der Thätigkeit und Entwickelung ihrer beſonderen 
Der Artikel 16 der Bundes-Akte, welcher dieſe 
Verabredung ausſpricht, ſetzt feſt, es ſalle vor der Hand an den Rechten der 
Juden, die von den Bundesſtaaten ihnen bereits zugeſtanden ſeien, nichts ge⸗ 
ändert werden. Die einzelnen Staaten haben indeſſen ſeit längerer Zeit ihre 
ſiſtirt geweſene beſondere Geſetzgebung in dieſer Angelegenheit wieder aufge— 
nommen. Von Preußen geſchah dies ſchon im Laufe der 20ger Jahre. Die 
preußiſche Regierung that dies, indem ſie zunächſt die Anſichten der von ihr 
neu gegründeten Provinzialſtände darüber einholte. Dit erſten ſtändiſchen 
Gutachten fielen höchſt ungünſtig für die Juden aus, ja fo ungünſtig, daß, 
wenn die Regierung ſich hätte darauf einlaſſen wollen, die Beſtimmungen des 
Edikts vom Jahre 1812 dem Weſen nach wieder hätten zurückgenommen wer⸗ 
den müſſen. Die Regierung wollte ſich jedoch nicht dazu verſtehen, einen 
Schritt rückwärts zu thun. Man hielt feſt an dem Grundſatze, der Zuſtand 
der Juden müſſe verbeſſert werden. Während der Vorbereitung wurden ohne 
Anregung der Regierung neue Stimmen der Provinzialſtände laut, die viel 
günſtiger, wie früher, für die Juden waren. Als dieſe günſtigen Stimmen 
ſich hatten vernehmen laſſen und in der Zwiſchenzeit alle Materialien von der 
Regierung geſammelt worden waren, um mit einem entſcheidenden Schritte 
vorwärts zu gehen, glaubte ſie nun auch nicht länger damit zögern zu dür⸗ 
fen. Was fie zu thun für angemeſſen hielt, hat fie nun zuſammengefaßt in 
dem Geſetz⸗Entwurf, der an den Vereinigten Landtag gelangt iſt. Dies iſt 
das allgemein Geſchichtliche über den Gang der Geſetzgebung wegen der Ju⸗ 


den. Ich wende mich nun zur Idee des vorgeſchlagenen Gefeges ſelbſt, zu 


ſeinem Zwecke und ſeinem Verhältniß zur beſteheneen Geſetzgebung. Der 
weck des Geſetzes iſt einmal darauf gerichtet, die Beſtimmungen des 
dikts von 1812 auszudehnen auf diejenigen Provinzen, die nach dem Jahre 
1812 mit der Monarchie wieder oder neu vereinigt worden ſind, inſofern dort 
der Zuſtand der Juden ungünſtiger angefunden ward, als das Edikt ihn be⸗ 
ſtimmt. Neben dieſer Ausdehnung iſt ein anderer Zweck, die früheren 
Rechte, welche die Juden gegenwärtig nach dem Edikt von 1812 und den 
nach dieſem ſpäter ergangenen Verordnungen beſttzen, durch neue zu erweitern, 
endlich auch die Kultusverhältniſſe und das Unterrichtsweſen der Juden zu 
ordnen, was das Geſetz vom Jahre 1812 ſich vorbehalten hatte. Es iſt alſo 
die Tendenz des Geſetzes in Beziehung auf die Verbeſſerung des Zuſtandes 
der Juden überall ein Fortſchreiten. Hier und da ſcheint die Anſicht vorzu⸗ 
walten, als ſeien durch das neue Geſetz beſtehende Rechte der Juden, insbe⸗ 
ſondere auch ſolche, die ſich aus dem Edikt vom Jahre 1812 herleiten ließen, 
beſchränkt worden. Eine ſolche Beſchränkung liegt durchaus nicht in der In⸗ 
tention des Gouvernements, ſie hat auch nicht ſtattgefunden. Es kommt nur 
auf die richtige Auffaſſung der Verhältniſſe an. } 
Was die neuen Beſtimmungen des Geſetz-Entwurfs in Beziehung auf 
Kultusverhältniſſe und Unterrichtsweſen anlangt, fo bemerke ich darüber Fol⸗ 
gendes: Der Staat will ſich auf keine Weiſe einmiſchen, er will den Juden 
die höchſte Freiheit laſſen, ihre Kultus-Verhältniſſe felbft zu ordnen, er will 
ihnen dabei nur zu Hülfe kommen. Während fie bisher in Beziehung auf 
Kultusverhältniſſe bloße Privat⸗Geſellſchaften bildeten, ſollen ſie künftig Kor⸗ 
porationen einrichten können. In anderen deutſchen Staaten glaubte man, 
nach dem Vorgange Frankreichs unter Napoleon, den Juden dadurch eine 
große Wohlthat zu erzeigen, daß man ihr Kultusweſen in einer gewiſſen hie— 
rarchiſchen Weiſe organiſirte, daß man Synagogenbehörden oder, wie man ſie 
auch nennt, Konſiſtorien errichtete, oder daß man Landrabbiner beſtellte und 
ihnen beſondere Rechte, Attribute in Beziehung auf Kultusverhältniſſe 
beilegte. Auf dieſes Syſtem wollte die Königl. Regierung nicht ein⸗ 
gehen, ſie fand darin eine zu große Einmiſchung von Seiten des Staats in 
die religiöfe Gemeinſchaft der Juden. Sie glaubte um ſo weniger, ſich dazu 
entſchließen zu dürfen, als gerade in der jetzigen Zeit eine große religtöſe Be⸗ 
wegung unter den Juden ſich kundgiebt. Dies ſchließt jedoch nicht aus, wenn 
Synagogen⸗ Vereine gebildet find, wenn fie einen korporativen Beſtand ge⸗ 
wonnen haben und die Juden ſonſtige Wünſche wegen anderweiter Organi⸗ 
ſation ihrer Kultus-Verhältniſſe an die Regierung bringen, daß man mit 


Rückſicht auf dieſe Wünſche ihre weiteren Einrichtungen oder Anordnungen 


zuläßt, jedoch darf dieſe Zulaſſung nicht zu einer pofttiven Einmiſchung über⸗ 
gehen. Nur in Beziehung auf eine Frage glaubte die Regierung auf die Bil⸗ 
dung eines Organs hinwirken zu müſſen. Es treten nämlich unter den Juden 


mancherlei religiöſe Bewegungen und Spaltungen hervor. Wollen ſich bisher 


zu einem Gottesdienſt vereinte Juden trennen, ſo entſtehen hierbei Fragen, 
welche nothwendig auch äußere Verhältniſſe berühren, und die daher auch nur 
unter Mitwirkung des Staats geordnet werden können. Blos in Beziehung 
darauf glaubte die Königl. Naherung die Bildung eines Organs hervorrufen 
zu müſſen, was weſentlich auch nur aus der freien Wahl der Synagogen⸗ 

emeinde hervorgehen ſoll. Dies Organ ſoll nicht herrſchen, ſondern begut⸗ 
achten; die Gutachten ſollen von der Gemeinde nur freiwillig beachtet werden, 
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dem Staate aber ſollen ſte eventuell zum Anhalte dienen, um in Beziehung 
auf äußere Verhältniſſe das zu thun, was dem Rechte gemäß iſt. In Abſicht 
des Unterrichtsweſens iſt die Grund-Idee des Geſetzes folgende: Die Juden 
ſollen wie andere geduldete religiöſe Gemeinſchaften, wenn fie es zweckmäßig 
finden, auch beſondere Schulen bilden können, vorausgeſetzt freilich, daß die 
Schulen das in der That leiſten, was nach den Staatsgeſetzen überhaupt 
von Schulen gefordert wird; die Juden ſollen jedoch zur Anlegung ſolcher 
befonderen Schulen auf keine Weiſe gedrängt werden, es ſoll ihnen nur in 
Abſicht des Schulweſens dieſelbe Freiheit gegeben werden, welche nach den be— 
ſtehenden Geſetzen für die chriſtlichen Religions⸗Geſellſchaften ver ſchieden en 
Bekenntniſſes zuläſſtig iſt. Dabei follen die Juden nach wie vor freien Zus 
tritt haben zu allen chriſtlichen Bildungs- Nnflalten ohne Unterſchied von der 
Elementar⸗Schule bis zur höchſten Unterrichts⸗Anſtalt; freilich in Beziehung 
auf die Frage, ob bei öffentlichen Anſtalten, welche bisher einen chriſtlichen 
Charakter gehabt haben, auch jüdiſche Lehrer anzuſtellen ſeien, in Beziehung 
hierauf iſt eine Ausnahme gemacht. So viel über die Idee, den Zweck des 
Geſetzes und ſein Verhältniß zu der beſtehenden Geſetzgebung im Allgemeinen. 
Ich glaube noch zwei Hauptpunkte beſonders berühren zu müſſen, welche tief 
in die ganze Oekonomie des Geſetzes eingreifen und prinzipiell mehr oder 
minder die abweichenden Bemerkungen veranlaßt haben, welche von Seiten 
der Abth. gegen das Geſetz gemacht worden ſind. Der eine Punkt betrifft 
die jüdiſche Corporation oder die Judenſchaften. Es iſt das Geſetz ſo aufge⸗ 
faßt worden, als ſei es Tendenz deſſelben, eigene politiſche Gemeinden der 
Juden zu bilden, und dies hat man nicht zweckmäßig gefunden, ſo wenig im 
Intereſſe der Judenſchaften ſelbſt, als im Intereſſe der öffentlichen Ordnung. 
Ich will mich über die Idee, welche die Königl. Regierung bei der Ema⸗ 
nation des Geſetzentwurfs hat, näher auslaſſen. Es follen keine neuen Cor⸗ 
porationen erſt geſchaffen werden, ſondern das Geſetz nimmt gegebene, wirk⸗ 
lich ſich vorfindende Zuſtände auf. In großen Städten, z. B. hier in Berlin, 
haben wir eine Gemeinſchaft von Juden, die ſich ſelbſt Judenſchaft nennt, 
deren Vorſtand in ſeinen Eingaben an die Miniſterien des Innern und der 
geiſtlichen Angelegenheiten ſich ſo unterzeichnet: „Vorſtand und Aelteſte der 
Judenſchaft in Berlin.“ Der zweite Punkt, den ich noch beſonders berühren 
möchte, iſt der: Man wird wohl die Frage aufwerfen, warum, nachdem man 
durch das vorgeſchlagene Geſetz die Veſtimmungen des Edikts von 1812 habe 
erweitern wollen und auch wirklich erweitert habe, man nicht noch weiter ges 
gangen ſei, warum man nicht völlige Gleichheit, namentlich auch hinſichtlich 
der politiſchen Rechte, zugelaſſen habe? Auch über dieſen Punkt hat die Kö⸗ 
nigliche Regierung eine ſorgfältige Prüfung angeſtellt und Stimmen aller 
Art vernommen. Sie hat zuerſt die Wünſche und Anträge der Juden ſelbſt 
gehört, fie hat die Behörden der ganzen Monarchie zur Begutachtung auf⸗ 
gefordert, fie hat die Aniräge der Stände vernommen, fie hat edlich auch 
die Preſſe in Bezug auf das Für und Gegen nicht unbeachtet gelaſſen. Sehr 
beachtungswerthe Stimmen in allen dieſen Gebieten, welche ich eben berührt 
habe, ſprachen ſich für die vollſtändige Gleichſtellung aus, während andere 
eben ſo beachtungswerthe Stimmen auf das entſchiedenſte ſich dagegen erklär⸗ 
ten. Die Einen, die eine vollkommene Gleichſtellung fordern, ſprechen 
alſe aus: Habt ihr nicht den Juden alle Pflichten auferlegt? Folgt nicht daraus, 
daß ſte auch alle Rechte haben müſſen? Was iſt der Staat anders als ein Rechts⸗ 
Staat, eine große Gemeinſchaft von Rechten und Pflichten; wo irgend ein Glied 
iſt, dem alle Pflichten angemuthet werden, dem darf man auch keine Rechte ver⸗ 
werweigern. Es verſteht ſich freilich, daß zu jedem Rechte eine gewiſſe Fähigkeit, 
theils eine individuelle, theils eine ſoziale gehört, das wollen wir nicht beſtreiten. 
Aber wir meinen beſonders, wenn wir hier von der Gleichheit der Rechte 
ſprechen, daß die nationale Abſtammung und der religiöſe Glaube nie einen 
Unterſchied machen, daß fie kein Moment für die Ungleichheit der Rechte ab- 
geben ſollen. Sind ferner die Juden nicht auch würdig der Gleichſtellung 
mit den Chriſten? Seht an, welche Intelligenz die Juden beweiſen! Alle 
Zweige der Wiſſenſchaft werden mit dem größten Erfolge von ihnen kultivirt, 
es giebt faſt kein Gebiet der Kunſt, wo fie nicht Meiſterwerke liefern. Ferner 
ihre Sittlichkeit, da werdet Ihr doch nicht die Liſten vorhalten, die Ihr habt 
aufnehmen laſſen, Wir kennen eine Maſſe edler Menſchen, die Juden ſind. 
Freilich müſſen wir zugeben, daß auch in Beziehung auf Sittlichkeit unter 
einem anderen Theil hin und wieder noch große Unvollkommenheit ſich findet, 
daran ſeid aber Ihr ſchuld. Warum habt Ihr den Druck ſo lange geduldet? 
Hebt den Druck auf, ſo wird ſich auch hier das Beſſere bald finden. Alſo 
Gleichheit der Rechte und der Pflichten ohne Nückſicht auf Abſtammung und 
Konfeſſton. Sollte auch endlich ein Unterſchied da fein, fo riskirt Ihr durch 
die Gleichſtellung gar nichts. Es kommt kein Jude in die Stände⸗Verſamm⸗ 
lung, er ſei denn gewählt; er gelangt nicht zu einem Staats-Amte, er 
ſei denn von dem Staate ſelbſt berufen. Gefallen Euch die Leute nicht, ſo 
ſtellt ſie zurück, das habt Ihr Alles in Eurer Hand, es iſt alſo keine Gefahr 
vorhanden. So ſprechen die Einen zu der Regierung. Nun erlaube ich mir 
die Reden der Anderen anzuführen, welche dagegen ſind. Die ſagen: Ihr 
ſprecht von einem Rechtsſtaat. Auf dieſes Gebiet wollen wir uns nicht ein⸗ 
laſſen, das iſt ein Staat, aus Begriffen erbaut, und wir hüten uns, die lo⸗ 
giſchen Konſequenzen eines nur auf Begriffe gebauten Staates auf das Les 
ben anzuwenden. Unſer Staat iſt unzertrennlich von einem wirklichen Volke, 
wir kennen kein Staatsleben, als in der innigſten Gemeinſchaft mit dem 
Volksleben. Wer nicht fähig iſt, völlig in die Volksgemeinſchaft aufgenom⸗ 
men zu werden, kann auch nicht vollkommen in die Staatsgemeinſchaft auf⸗ 
genommen werden, um alle Rechte genießen zu könuen. Wenn es die Natio⸗ 
nalität allein wäre, die die Schranke ſetzte, ſo ginge es bald, denn es giebt in 
dem preußiſchen Staate neben einander mehrere Nationalitäten; die Schran⸗ 
ken aber, welche die Nationalität in Beziehung auf das politiſche Leben 
auſſtellt, find ausgeglichen und aufgehoben durch die Gemeinſchaft in 
dem Chriſtenthume. Wo das christliche Prinzip waltet, da werden die 
Schranken aufgehoben, welche die Nationalität bildet, da baut die Religions» 
Gemeinschaft, Wege und Brücken zu einer Bolts- Gemeinfhaft. Bei 
den Juden iſt es aber nicht die Abſtammung allein, die fie von uns trennt, 
denn wir nehmen die Juden, fo wie fie Chriſten werden, gleich in die Volks⸗ 


gemeinſchaft auf, dann erhalten ſie zu gleicher Zeit an allen bürgerlichen und 


politiſchen Rechten ohne Unterſchied Antheil. Es ift alſo nicht die Nationali⸗ 
tät für ſich, eben ſo wenig auch der Glaube für ſich, die beſtimmte Art des 
(Jortſetzung in der zweiten Beilage.) 
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(Fortfegung aus der erſten Beilage.) 

Gottbewußtſeins bei den Juden, welche die Schranke zwiſchen ihnen und uns 
ſetzt. Wir ſind weit entfernt, ihnen nachzutragen, was fanatiſche, ungebildete 
Menſchen, die ſich vielleicht auch Chriſten nennen, ausſprechen: „Mit Juden 
haben wir keine Gemeinſchaft, ſie haben Chriſtum gekreuzigt.“ Denn uns 
iſt gegenwärtig das Wort, was auch vom Kreuze geſprochen wurde: „Vater, 
vergieb ihnen, denn ſie wiſſen nicht, was ſie thun. Alſo das Dogma an und 
für ſich iſt nicht das, was uns von der völligen politiſchen Gemeinſchaft mit 
den Juden abhält; wir wiſſen ja, wir haben heilige Bücher mit den Juden 
gemeinſchaftlich, auch wir ſchöpfen fromme Begeiſterung aus ihren Pfalmen 
und Propheten. Wir wollen ſelbſt nicht in Abrede ſtellen, daß viele Juden 
in Beziehung auf Gottbewußtſein eine tiefere, lebendigere Auffaſſung 
haben als viele Chriſten, die wir kennen, in denen das Gottbewußtſein ſehr 
abgeſchwächt iſt. Das erkennen wir Alle an; aber dennoch können wir uns 
Eurer Meinung nicht anſchließen, weil bei den Juden Abſtammung und 
religiöſe Auffaſſung mit dem fid daran anſchließenden, die Lebensweiſe der 
Juden im Ganzen regelnden Ritualgeſetz ſich gegenſeitig durchdringen und in 
dieſem Durchdringen ein ſo iſolirendes Moment bildet, daß, ſo lange dieſe 
Trennung ſtattſindet, eine Volksgemeinſchaft bei dem beſten Willen, den wir 
haben, nicht ausführbar iſt. Wir wollen — ſprechen weiter die, welche zu 
der zweiten Partei gehören — den Juden. die vollſtaͤndigſte Freiheit geben, 
ihre Angelegenheiten unter ſich zu ordnen, ſie ſollen bei uns durchaus frei 
leben, ſie ſollen alle Inſtitute, die wir für uns eingerichtet haben, zu ihrer 
Bildung benutzen, wir wollen ſie zulaſſen zu Allem, was chriſtliche Civili⸗ 
ſation bei uns hervorgebracht hat, an allen Wohlthaten unſerer chriſtlichen 
Civiliſation ſollen ſie theilnehmen; wo es aber gilt, von Staatswegen über 
Chriſten zu regieren, oder wo eine chriſtliche Jugend jüdiſchen Lehrern 
anzuvertrauen, wenn es ſich nicht um bloßen Unterricht handelt, ſondern um 
die ganze geiſtige Bildung, jo weit können wir auf eine Gemeinſchaft nicht 
eingehen. Daß wir übrigens weit entfernt ſind, in Beziehung auf die Theil⸗ 
nahme an unſeren wiſſenſchaftlichen Inſtituten die Juden zurüdzufegen, 
wird dadurch bewieſen, daß jetzt ſchon Juden in die höchfte wiſſenſchaftliche 
Anſtalt, in die Akademie, zugelaſſen werden, darum, weil hier es ſich lediglich 
um die Vildung und Förderung der Wiſſenſchaft ſelbſt handelt, nicht 
um geiſtige Erziehung und Bildung unſerer Jugend. Das waren die 
verſchiedenen Sprachen, die der Königlichen Regierung gegenüber geführt 
wurden. Wie ſollte fie dieſer Verſchiedenheit gegenüber ſich entechließen? 
Sollte ſie das Beſtehende bis zu dem Maße ändern, die Schranken bis zu 
der Gränze aufheben, daß die Momente, welche die zweite Partei geltend 
gemacht hatte, gänzlich unberückſichtigt blieben? Oder war es nicht noth⸗ 
wendig, hier des Weitergehens über die Vorſchläge des Geſetz-Entwurfes hin⸗ 
aus ſich zu enthalten? Wie ich ſchon vorhin erwähnt habe, ſind noch nicht 
20 Jahre abgelaufen, wo Provinzial-Stände verlangt haben, den Juden 
ſolle zum Theil genommen werden, was das Edikt vom Jahre 1812 ihnen 
verlichen. Wer weiß, wenn die Regierung den Juden gegenwärtig völlige 
Gleichheit der Rechte zugeſtehen wollte, ob nicht nach 20 Jahren ganz andere 
Stimmen ſich wieder erheben würden. Ich erinnere an den Vorgang in 
Frankreich. Dort war ihnen völlige Rechtsgleichheit gegeben, und Napoleon 
hat ſich gedrungen gefühlt, ſein für die Juden ſo ſchmachvolles Dekret zu 
erlaſſen. Das find die Bemerkungen, die ich mir erlauben wollte, der ber 
ginnenden Berathung vorauszuſchicken. 

Fürſt zu Lynar: Ich werde das Geſetz aus dem Standpunkte des 
Rechtes und aus dem der Nützlichkeit mit wenig Worten beſprechen. In 
Abſicht auf das Recht, fo iſt der hohen Verſammlung bekannt, daß viele 
verſchiedene Juden⸗Geſetzgebungen noch heute in unſerem Staate Geltung 
haben, hauptſächlich die aus dem Edikte vom 11. Mätz 1812, welches in 
allen Landestheilen, die damals dem preußiſchen Scepter unterworfen waren, 
Anwendung findet. Große Rechte wurden den Juden dadurch eingeräumt, 
noch andere in Ausſicht geſtellt, und die Juden durften dieſer erworbenen 
Rechte um ſo ſicherer ſein, als der 16te Artikel der deutſchen Bundes-Akte 
ſolche ausdrücklich garantirte. Deſſenungeachtet find durch ſpätere Verordnun⸗ 
gen Schmälerungen jener Rechte belirbt worden, und ich glaube, daß hier⸗ 
durch eine Rechtsverletzung für die Juden begründet iſt. Von mehreren der 
letzten Provinzial⸗Landtage iſt dieſe Rechtsverletzung anerkannt worden, und 
mit Rüdfiht darauf, daß ſeit 1812 fo viele Jahre auch für die Juden nicht 
nutzlos vergangen, und daß auch ſie im Allgemeinen in der Intelligenz, in 
der Sittlichkeit und in der Befähigung zur Theilnahme an dem politiſchen 
Leben fortgeſchritten wären, die ehrfurchtsvolle Bitte an den Thron gebracht 
worden: eine neue Juden⸗Geſetzgebung im Sinne des Fortſchritis Aller⸗ 
gnädigſt vorbereiten zu laſſen. — Mit Sehnſucht fehen die Juden dieſem Gefege 
entgegen, in dem Bewußtſein, daß fie ſich durch treue Pflichterfüllung gegen den 
Staat eines verbeſſerten Zuſtandes nicht unwerth gezeigt hätten, daß auch für ſie 
der Zeiger der Zeit auf der erleuchteten Ziffer des 19ten Jahrhunderts ſtehen müſſe. 

Endlich erſcheint der erſehnte Geſetz Entwurf und liegt uns hier zur 
Begutachtung vor. Mit der innigſten Freude begrüße ich den leitenden 
Grundſatz deſſelben, nämlich den: daß gleiche Pflichten auch gleiche Rechte 
bedingen ſollen. Aber leider bemerke ich bei Durchleſung der folgenden Pa⸗ 
ragraphen, daß das an die Spitze geſtellte Prinzip keine durchgreifende An⸗ 
wendung gefunden habe. Die moſaiſchen Glaubensgenoſſen ſollen dadurch 
nur wenig neue Rechte und gar keine politiſchen Rechte erwerben; dagegen 
beabſichtigt das Geſetz, ſie wieder in ein poliſches Corporationsweſen hinein⸗ 
zuzwängen, welches ein moraliſches Ghetto für ſie werden würde. Wenn 
nun Sr. Excellenz der Herr Kultus⸗Miniſter auch die Anſicht äußert, daß 
dieſe Corporationen den Wünſchen der Juden entsprechend ſeien, fo kann ich 
feine Anſicht nicht theilen, den viele der geiſtvollſten und ausgezeichnetſten 
moſaiſchen Glaubensgenoſſen dieſer Stadt haben ihre Abneigung gegen dieſe 
Einrichtung, inſofern ſie politiſcher Natur fein ſoll, gegen mich ausgeſprochen. 
Auch ich kann mich mit dieſem Corporations-Plan durchaus nicht einverſtan⸗ 
den erklären. Es würde wieder ein mittelalterliches Inſtitut bilden, welches 
in den immer großartiger werdenden Bau unſerer Staatseinrichtungen nicht 
paſſen dürfte; es würde eine neue Scheidewand ziehen zwiſchen den Staats⸗ 
bürgern, während wir doch bemüht find, immer mehr und mehr alle Hinder⸗ 
niſſe hinweg zu räumen, um zu einer Einheit des Staatslebens und des 
Staats zu gelangen, durch welche die politiſche Macht und Größe deſſelben 


bedingt wird. Aus dieſem Grunde halte ich es auch für ſehr bedenklich, die Juden 
in ihrer gegenwärtigen exceptionellen und iſolirten Stellung zu belaſſen; denn ſo 
lange ſie nur ihre materiellen Bedürfniſſe befriedigen können, nicht aber auch 
ihre geiſtigen, welche dem gebildeten Menſchen ſo wichtig ſind, ſo lange ſie 
nicht an unſerem politiſchen Staatsleben Antheil haben, werden fie- dem 
Staate nur zur Hälfte angehören, und mit ihrem geiſtigen Weſen zu einer 
Iſolirung gezwungen ſein, die dem Staate gefährlich werden kann; denn 
alle Krafte, deren geſetzlicher Gebrauch nicht geſtattet wird, können zu Miß⸗ 
brauch führen. Um ſo bedenklicher erſcheint aber dieſe iſolirte Stellung der Juden, 
als man wenigſtens zugeben wird, daß dieſer Volkſtamm ſich durch ſeltene 
Intelligenz, durch Beharrlichkeit, durch einen paſſiven Muth, den nichts 
ermüdet, ſo glänzend auszeichnet, und wenn man ferner berichtet, daß die 
Juden in dem Beſitze von großen materiellen Mitteln ſind, ſo erſcheint es 
als ein Akt von Staatsklugheit, ſie vollkommen mit dem Staate zu identifiziren 
und fie, die fo bereitwillig mit allen ihren Kräften dem Staate angehören 
wollen, nicht länger mit einem Mißtrauen zurückzuweiſen, welches aus einer ſo 
langen Erfahrung als ganz ungerechtfertigt erſcheint und ſie endlich gegen 
den Staat erbittern kann. Die Juden, welche gegenwärtig eine Art von Staat 
im Staate bilden, müſſen als ein für ſich beſtehendes Element beſeitigt wer⸗ 
den. Tauſendjähriger Haß, tauſendjährige Verfolgung haben ſie nicht aus⸗ 
löſchen können aus der Reihe der Völker. Wohlan, meine Herren! fo laſ⸗ 
ſen Sie uns einen anderen Weg einſchlagen, verſuchen wir, ſie durch Liebe 
und Verſöhnung zu den Unfrigen zu machen, indem wir den ſchönen Grund⸗ 
ſatz des Geſetzes durchgreifend in Anwendung bringen: gleiche Pflichten, gleiche 
Rechte! Ich will noch auf einen Einwand eingehen, den man gegen die 
Emancipation der Juden zu machen gewohnt iſt, es iſt der: daß in einem 
chriſtlichen Staate die Juden unmöglich politiſche Rechte ausüben könnten. 
Die chriſtliche Staats-Idee iſt mithin die Verſöhnung jedes Einzelnen 
mit der Geſellſchaft. Dieſe allgemeine Verſöhnung muß in einem chriſtlichen 
Staate aber auch denen zugute kommen, bei denen die chriſtliche Liebe noch 
nicht den ganzen Inhalt ihrer Religion bildet, damit ſie immer mehr und 
mehr hinüber gezogen werden zur Annahme unſers chriſtlichen Staats-Prin⸗ 
zips, das auch unter uns immer mehr und mehr eine wahrhafte Geltung fin= 
den möge. Von dieſen Anſichten geleitet, halte ich den vorliegenden Geſetz⸗ 
Entwurf für nicht geeignet, dem Vedürfufſſe zu genügen, und ich wage daher 
den Antrag: die hohe Kurie wolle dieſen Entwurf ehrfurchtsvoll ablehnen und 
dagegen Se. Majeſtät unſeren Allergnädigſten König und Herrn eben fo ehr⸗ 
furdtsvoll bitten, einen anderen Geſetz⸗Entwurf vorbereiten zu laſſen, in wel⸗ 
chem die Emancipation der Juden ausgeſprochen oder doch vorbereitet werden 


möge. 

Marschall: Dies würde involviren, daß die Berathung nicht weiter 
fortzuſetzen ſei, und ich frage alſo, ob dieſer Vorſchlag die geſetzliche Unter⸗ 
ſtützung von 6 Mitgliedern findet? (Wird nicht ausreichend unterſtützt.) Er 
hat ſie nicht gefunden. 

Graf York: Ich habe aus dem ausführlichen Vortrage Sr. Excellenz 
des Herrn Miniſters mit Freuden entnommen, daß die Regierung gewillt iſt, 
die Juſtände der Juden zu verbeſſern. Ich muß geſtehen, daß mir bei Durch⸗ 
leſung der Denkſchrift mancherlei Bedenken im entgegengeſetzten Sinne aufge⸗ 
ſtoßen find. Ich freue mich um fo mehr, daß ich hier das Gegentheil erfah⸗ 
ren habe. Ich muß zunächſt es ausſprechen, daß ich der Majorität angehört 
habe, die mehrere Beſtimmungen, welche den Zuſtänden der Juden nicht ent⸗ 
ſprechend ſchienen, erweitert und verbeſſert wünſchte, ich habe aber auch fer⸗ 
ner der Minorität angehört, welcher dieſes noch nicht genug war, die noch 
größere Freiheit für die Juden wünſchte. Ich weiß nicht, ob ich hierin viel⸗ 
leicht der Einzige in der Verſammlung geweſen bin; doch glaube ich nicht, 
denn fo viel ich aus Geſprächen entnommen habe, iſt ein durchlauchtigſtes 
Mitglied der Abtheilung, welches leider heute nicht gegenwärtig iſt, meiner 
Anſicht gewefen. Ich für meinen Theil bin noch der Ueberzeugung, daß den 
Juden alle politiſchen und bürgerlichen Rechte gegeben werden müſſen. 

Graf v. Dyhrn: Wenn ich mich vorhin erhoben habe, um den Antrag 
des fürſtlichen Mitgliedes aus der Lauſitz zu unterſtützen, ſo habe ich dies 
nicht in dem Sinne gethan, wie die Frage von Ew. Durchlaucht geſtellt 
wurde, nämlich die Diskuſſion über die vorliegende Angelegenheit abzuſchnei⸗ 
den, ſondern vielmehr in dem Sinne, in welchem mir der fürſtliche Antrag⸗ 
ſteller das Amendement zu ſtellen ſchien, nämlich in dem, daß in dem Geſetze 
zu wenig Rechte und Freiheiten gegeben wären, ehe es als ein auch nur klei⸗ 
ner Fortſchritt anerkannt werden könnte. In dieſem Sinne habe ich den An⸗ 
trag des fürſtliches Mitgliedes unterſtützt Es folgt daraus, daß ich die eben 
ausgeſprochene Anſicht meines Freundes aus Schleſien ganz theile, auch ich 
dafür ſtimme, den Juden volle politiſche und bürgerliche Rechte zu geben. 
Die Seite des Rechts iſt von meinem Freunde auf eine Weiſe hervorgeho⸗ 
ben worden, daß, wenn ich noch weiter darüber ſprechen wollte, ich mich nur 
Wiederholungen Schuldig machen würde. Ich muß mich aber gegen einen 
Ausdruck, der von Sr. Excellenz dem Herrn Miniſter gebraucht wurde, ver⸗ 
wahren. Es wird ſich vielleicht im Lauf der Debatte über das Geſetz noch 
eine Stelle finden, wo ich näher auf dieſes Thema eingehen kann; für jetzt 
begnüge ich mich mit einer Verwahrung. Der Herr Minifter hat gefagt, 
daß der Rechtsſtaat ein leerer Begriff ſei. Der Rechtsſtaat iſt aber der kon⸗ 
kreteſte Begriff, er iſt der geſchichtliche Staat, der in ihr zu ſeinem wahren 
Rechte kommt. Er iſt für mich eine konkrete Wahrheit, er beſteht wahrhaf⸗ 
tig und lebendig in der Weltgeſchichte und kann kein Staat ſein, wenn er 
nicht dieſe konkrete Wahrheit in ſich hat. Dies hier nur in Parentheſe. Da 
nun mein Freund diefe Rechtsſeite ſchon hervorgehoben hat, 10 erlauben Sie, 
daß ich einen andern Grund anführe, weshalb ich für die volle Gewährung 
aller politiſchen und bürgerlichen Rechte an die Juden flimme. Ich flimme 
als Chriſt dafür, und wenn der fürſtliche Reder, auf den ich ſchon hinge⸗ 
deutet habe, die Liebe als feinen Beweggrund darflellt, fo kann ich mich dem 
allerdings nur anſchließ en, und für mich iſt die That der Liebe des Chriſten⸗ 
thums eben die Erlöſung. Ich will, daß die Chriſten von Laſtern und die 
Juden von Laſten erlöſt werden, und glaube dabei ganz innerhalb des chriſt⸗ 
lichen Standpunktes zu ſtehen. 5 

Graf Sierftorpff: Die Juden find uns eine unangenehme Körper⸗ 
ſchaft geworden. Wir wollen ihrer los ſein. Wir haben dazu kein anderes 
Mittel, als die Emancipation. Es iſt nicht allein billig, ſondern auch recht, 
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fie als Staatsbürger im vollen Sinne des Wortes anzuerkennen. Aber hier 
treten andere Umſtände ein. Sie wollen zwar unſere Rechte mit uns theilen, 
aber ihre Intoleranz in Betreff ihrer Sitten gegen uns bewahren. Dadurch 
würden ſie ein Vaterland bei uns finden und eine andere Heimath in der 
Abgeſchloſſenheit ihrer Sitten und Gebräuche. „Dies wären ungleiche Ver⸗ 
träge. Ich bin daher der Anſicht, daß der Staat jeden Augenblick bereit 
fein möge, fie zu emanzipiren, ſobald fie erklären, daß fie dieſe Intoleranz 
aufgeben, und namentlich, wenn ſie den Sabbath auf den Sonntag verle⸗ 
gen, weil er bisher die ſtaatliche und geſchäſtliche Ordnung ſtörte. Dann 
aber eine freie, eine volle Emancipation! Ich muß mich nach allen dem 
gegen die Tendenz der Königlichen Propoſttion erklären. f 
Fürſt Nadziwill: Ich habe den Antrag, den ich jetzt machen will, 
zurückbehalten, ſo lange unentſchieden war, ob die hohe Verſammlung ſich 
darüber entſcheiden würde, daß das Geſetz gar nicht in Betracht zu ziehen 
ſei, ſondern daß ein neues vorgelegt werden ſoll. Da über dieſen Punkt 
kein Zweifel obwaltet, ſondern entſchieden iſt, daß das Geſetz mit feinen ein⸗ 
zelnen Paragraphen zur Diskuſſion kommen wird, ſo wollte ich mir vorzu⸗ 
ſchlagen erlauben, jetzt auf dieſe Paragraphen einzugehen. Ich enthalte mich 
der allgemeinen Bemerkungen über das Geſetz, weil bei den einzelnen Para⸗ 
graphen ſich vollkommene Gelegenheit finden wird, meine Anſichten geltend 
zu machen und mich zugleich über das Praktiſche der einzelnen Paragraphen 
auszuſprechen. Nur eins! Ich kann nicht zugeben, daß die tiefbedeutende 
Thatſache, die 1800jährige Zerſtreuung der Juden von dem Geſichtspunkte 
einer philoſophiſchen Speculation aus betrachtet werden könne. Es iſt ein 
Gottesgericht, welches dieſes Volk vor 19 Jahrhunderten an den Stufen des 
Lithoſtrotos auf ſich und ſeine Kinder herabgerufen hat. Ich will nicht ſagen, 
daß dieſes Gottesgericht den Chriſten das Recht gebe zur Verfolgung, zur 
Lieblofigkeit, zur ungerechten Behandlung; im Gegentheil, ich erkenne voll 
kommen an, daß die chriſtliche Lehre Liebe, Gerechtigkeit, Milde gegen unſere 
Feinde vorſchreibe, und um ſo viel mehr gegen Leute, die wir nicht als 
unfere Feinde betrachten können, im gemeinſchaftlichen Staatsverbande mit 
uns lebend, zu unſeren Nächſten gehören. Wir dürfen indeſſen dieſe Gerechtig— 
keit, dieſe Billigkeit nicht mit der völligen Emancipation verwechſeln. Zur 
völligen Emancipation ſind die Thüren alle Tage geöffnet. Mögen ſie ſich be⸗ 
kehren, zum chriſtlichen Glauben übertreten, fo find fie unſere Brüder in Allem 
und nehmen Theil ſowohl an den bürgerlichen als an den politiſcheu Rechten. 
Von dieſem Geſichtspunkte bin ich bet Beurtheilung des vorliegenden Geſetzes 
ausgegangen, auch da, wo ich mich in der Minorität befunden habe. Die 
Gründe, die ich bei den einzelnen Paragraphen des Geſetzes werde auszu- 
ſprechen haben, werden ſich bei dieſen Paragraphen am zweckmäßigſten aus⸗ 
ſprechen laſſen. Ich wiederhole alſo meinen Antrag, auf die Diskuſſton der 
Geſetzes⸗Paragraphen übergehen zu wollen, da bei dieſer Diskuſſton den ver⸗ 
ſchiedenen Anſichten die Gelegenheit ſich darbieten wird, näher und praktiſcher 
auf das vorliegende Geſetz eingehen zu können. 3 
Marſchall: Wir haben einen Antrag auf Schluß der Berathung über 
die Bedürfnißfrage vernommen. Ich habe geglaubt, dem nicht entgegen ſein 
zu dürfen, daß die Berathung über die Bedürfnißfrage den Fortgang nehme, 
den fie in der That genommen bat. Ich würde mich aber auch der Meinung 


anſchließen, daß die Frage über das Bedürfniß einer geſetzlichen Regulfrung 


des Gegenſtandes hinreichend erörtert worden iſt, und zwar beſonders aus 
dem Grunde, weil wir keinen Vorſchlag vernommen haben, der ſich gegen 
das Bedürfniß dieſer geſetzlichen Regulirung erklärt hätte. 

Graf v. Zieten: Liebe Gott über Alles und deinen Nächſten wie dich ſelbſt, 
iſt die erſte Stütze unſerer gemeinſchaftlichen chriſtlichen Religion; wie kann 
ich aber meinen Nebenmenſchen lieben, wenn ich ihn von mir ſtoße und, dem 
Paria gleich, ihn in engere Banden und Schranken verſetze und einzwinge, 
als die, in denen ich lebe und er ſelbſt ſchon gelebt? Ich glaube daher, daß 
der beſte Beweis, den ich meinem Nebenmenſchen von der Liebe geben kann, 
der iſt, daß er gleiche bürgerliche Rechte mit mir genießt, und darum ſtimme 
ich für die volle Emancipation der Juden; d. h. inſofern für volle Emanci⸗ 
pation, als es die Modalitäten der einzelnen zu debattirenden Paragraphen 
des Geſetzes mit ſich bringen. Vom praktiſchen Geſichtspunkte aber ausge⸗ 
gangen, muß ich mich entſchieden gegen eine Aeußerung meines geehrten Nach- 
bars zur Rechten ausſprechen. Ich halte die Juden nicht für eine un an⸗ 
genehme Körperſchaft (große Heiterkeit), ich halte fie im Gegentheit für eint 
in unendlich vielen Momenten des Lebens ſehr erwünſchte, alſo höchſt an ge⸗ 
nehme. (Gelächter.) Der Lauf meines Lebens hat mich oft mit Juden zu⸗ 
ſammengebracht (erneuertes Gelächter); ich habe fie ſtets als erfahrene, be> 
triebſame, indulgente, mit einem Worte, als gute, edle Menſchen angetrof- 
fen. (Anhaltendes, ſchallendes Gelächter.) Man wird mir einwerfen, daß 
der Jude ſich auszeichnet durch einen Hang zum Finanziellen; gut, ich räume 
es vollkommen ein, und fällt mir auch nicht im Geringſten das Gegentheil zu 
behaupten ein, denn der größte, unerreichlichſte Financier der Welt iſt ja — 
ein Jude; allein man nehme hinweg die Bande, die den Juden, den nie⸗ 
dergedrückten Stamm Moſes, von den Chriſten zurückdrängt, und er wird 
aufhören, ſich nur auf das Finanzweſen zu legen, und gleich uns wird er 
die Mühſeligkeiten des Lebens tragen und gleich feinen armen Mitbrüdern 
unſeres Glaubens wird er den Spaten ergreifen, um mit dieſem die oft harte, 
undankbare Erde zu durchwühlen, um ſich und ſeinen Angehörigen im 
Schweiße ſeines Angeſichts Brod und Nahrung zu verdienen. 

Marſchall; Wir kommen alſo jetzt zur Verathung der einzelnen Pa⸗ 
ragraphen, da es kaum nöthig ſein wird, eine Frage dahin zu richten, ob 
das Bedürfniß einer geſetzlichen Regulirung des Gegenſtandes anerkannt wird, 
indem die Abtheilung darauf anträgt und im Laufe der Berathung von kei⸗ 
ner Seite eine entgegenstehende Bemerkung gemacht worden ift. 

Referent Graf v. Ibenplitz (lieſt vor): Nach 8. 17. des Geſchäfts⸗ 
Reglements für den Vereinigten Landtag iſt zwar „die ehre der vorgeleg⸗ 
ten Geſetze von der Berathung des Landtags ausgeſchloſſen“, und die Abthei⸗ 
lung iſt gewiß bereit, ſich dieſer Anordnung zu unterwerfen. Um aber ihre 
Vorſchläge deutlich und präcis zu faſſen, hat dieſelbe ſich mehrfach erlaubt, 
jene in eventuellen Geſetzes-Worten auszuſprechen, da ſonſt oft die nö⸗ 
thige Klarheit nicht zu erreichen geweſen wäre; fe hat aber ſelbſtredend da⸗ 
durch in keiner Weiſe die Faſſung des künftigen Gefeges antizipiren oder un⸗ 
befugt in dieſelbe eingreifen wollen. Zum Abſchnitt J. und deſſen erſten 
Paragraphen, welcher das Grundprinzip des Geſetzes enthält, wurde zwar 


einerſeits beantragt, daß grundſätzlich außer gleichen bürgerlichen den Juden 
auch gleiche politiſche Rechte zugeſichert werden möchten, und von einer an⸗ 
deren Seite, daß das „bürgerlich“ aus dem F. 1. weggelaſſen werden möchte. 
Die überwiegende Majorität der Abtheilung entſchied ſich aber dahin, den 
S. 1. unverändert zur Annahme zu empfehlen. ; 

Marſchall: Die Frage wäre alfo nur dahin zu richten, ob der Pa- 
ragraph nach dem Antrage der Abtheilung angenommen wird. 

Graf v. Pork: Ganz richtig, Durchlaucht! oder vielmehr auf die Ab⸗ 
lehnung des Paragraphen; denn die Abtheilung will die Ertheilung der poli⸗ 
tiſchen Rechte nicht ausgeſprochen haben. 

Marſchall: Die Ablehnung würde von ſelbſt erfolgen, wenn die auf 
die Aunahme des Paragraphen gerichtete Frage verneint wird. 

Graf v. Pork: Es würde ſich dann nur darum handeln, ob wir die 
politiſchen Rechte ausſprechen oder blos allgemein „Rechte“ ſagen wollen. 

Freiherr v. Maſſenbach: Ich bin überhaupt gegen die Emancipation 
der Juden; ich wollte aber, wenn von Rechten, die den Juden verliehen 
werden ſollen, die Rede iſt, mich etwas der Juden im Poſenſchen anneh⸗ 
men; ich glaube aber, daß es paſſender iſt, dies bis zuletzt zu laſſen. - 

Marſchall: Wir können alſo zur Abſtimmung über den Paragraphen 
übergehen. Es wird eine förmliche Abſtimmung fattfinden müſſen müſſen, 
weil der Antrag, den Paragraphen zu ändern, geſtellt worden iſt. Es wür⸗ 
den alſo diejenigen, die für die Annahme des Paragraphen, wie er im Ent⸗ 
wurfe vorliegt, ſtimmen wollen, dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. 

(Der Paragraph wird angenommen.) 

Referent Graf v. Itzenplitz (ließt vor:) „F. 2. Bildung von Juden⸗ 
ſchaften. Die Juden ſollen nach Maßgabe der Orts- und Bevölkerungs⸗ 
Verhältniſſe dergeſtalt in Judenſchaften vereinigt werden, daß alle innerhalb 
eines Judenſchafts⸗Bezirks wohnenden Juden demſelben angehören.“ Zu $. 2. 
Die Abtheilung theilt ganz die Abſicht des Geſetzes dahin, daß es gut 
und heilſam iſt, die Juden rückſichtlich ihrer religiöſen Verhältniſſe in äußer⸗ 
lich erkennbare und zu Recht beſtändige Körperſchaften zu vereinigen, und 
glaubt auch, daß, wo es äußerlich thunlich iſt, die Gründung beſonderer 
Schulen von dieſen Corporationen ohne Schaden ausgehen kann. Sie iſt 
auch damit einverſtanden, daß in dem Geſetze §§. 1 und 2 und ferner die 
Bekenner des moſaiſchen Glaubens am beſten „Inden“ zu nennen ſein wer⸗ 
den; fie iſt aber auch der Anſicht, daß die Wirkſamkeit der vorgenannten 
Körperſchaften ſich nur auf religiöſe und Schulzwecke zu beſchränken haben 
werde, und iſt daher, und weil der landübliche Ausdruck „Judenſchaft“ oft 
auch auf politiſche Vereine und Rechte oder Pflichten, z. B. Schulden der 
Judengenoſſenſchaften, bezogen wird, der Meinung, daß die Benennung 
„Judenſchaft“ für die zu bildenden Vereine zu vermeiden und ſtatt deſſen 
der Ausdruck „Synagogen⸗Verein“ zu wählen ſein möchte. 

Die Abth. hält dafür, daß es der ferneren ſittlichen Entwickelung der 
Juden nicht förderlich ſein kann, ſie in bürgerlichen Verhältniſſen geſetzlich 
abzuſondern und alle in eine Kaſte zuſammenzudrängen, ſondern glaubt, daß 
die Vermiſchung der Juden mit den Chriſten am beſten dazu führen werde, 
jene von der in Europa allgemein verbreiteten Bildung und Geſittung zu 
durchdringen. Das Syſtem der Abſonderung und mehr oder weniger Be⸗ 
drückung der Juden iſt ſeit der Zerſtreuung derſelben über die Erde nun un⸗ 
gefähr 1700 Jahre befolgt worden, hat aber nicht dahin geführt, die Juden 
in Sitte und Geſinnung den Chriſten gleich zu machen. Die Abth. hat da⸗ 
her mit 5 gegen 3 Stimmen beſchloſſen, das Wort „Judenſchaften“ als 
Bezeichnung der Corporation abzulehnen und mit 7 gegen eine Stimme be⸗ 
liebt, vorzuſchlagen, daß im §. 2 ſtatt deſſen das Wort: Synagogen⸗Verein,“ 
und weiter im Text des Geſetzes, wie es paßt, ebenfalls die Worte: „Verein“ 
oder „Synagogen-Verein“ gebraucht werden mögen. Daß alle Juden ver⸗ 
pflichtet ſind, ſich zu einem Synagogen⸗Verein zu halten und die Bezirke an⸗ 
gemeſſen von der Behörde abgegränzt werden müſſen, wird von der Abtheil. 
einſtimmig als nothwendig anerkannt. N 

Graf v. Sierſtorpff: Ich erlaube mir, zu fragen, ob ſtatt Syna⸗ 
gogen⸗Verein nicht Juden⸗Bezirk geſagt werden dürfte. Ein Verein drückt 
fiets den freiwilligen Beitritt der Mitglieder aus, was hier nicht der Fall ist, 
Auch ſoll die Synagoge nicht den Mittelpunkt bilden, ſondern das Staats⸗ 
Geſetz, welches die Juden als ſolche in Körperſchaften theilt. 

Graf v. Pork: Derjenige Theil der Abtheilung, zu welchem ich gehört 
habe, hat keinen Werth darauf gelegt, das Wort „Synagogen- Verein“ zu 
gebrauchen. Nur das Wort „Judenſchaft“ foll vermieden werden. Wenn 
mein verehrter Freund ſagt, daß der Ausdruck „Judenſchaft“ den Juden ein 
behaglicher Ausdruck ſei, ſo habe ich davon nichts erfahren, und ich habe doch 
in der letzten Zeit viele Juden geſprochen. 

v. Hochberg: Ich bin aus einer Gegend, wo zufällig viele Juden 
wohnen, und nach meinen Erfahrungen ift der Ausdruck „Jude“ ein folder, 
worin fie etwas Beſchämendes finden. Ich glaube, jeder Ausdruck iſt ihnen 
lieber, als Judenſchaſt. a 

Fürſt zu Lynar: Ich erlaube mir, einen anderen Ausdruck vorzuſchla⸗ 
gen; nämlich den: „jüdiſchen Kultus⸗Verein.“ 

Eine Stimme: Ich bin der Meinung, daß es kein politiſcher, ſon⸗ 
dern nur ein religiöfer Verein iſt, daß der Ausdruck „jüdiſche Gemeinde“ der 
paſſendſte ſei. Sie haben ſich in meiner Gegend immer jüdiſche Gemeinde 
genannt. So gut als die Chriſten ſich chriſtliche Gemeinden nennen, eben ſo 
gut können fie auch für ſich den Ausdruck „jüdiſche Gemeinde“ gebrauchen. 

Referent Graf von Itzenplitz: Den Ausdruck „Jüdiſche Gemeinde“ 
finde ich weniger geeignet als „Judenſchaft“, denn er ſpricht noch viel deutli⸗ 
cher aus, was die Abtheilung hat vermeiden wollen. Das Wort Gemcinde 
wird ſehr oft in politiſchem Sinne gebraucht. Wenn man ſagt „Gemeinde“, 
ſo verſteht man darunter in der Regel den politiſchen Verband derſelben. Ich 
glaube, daß der Ausdruck „Synagogen⸗Verein“ der Intention der Juden auch 
entſpricht. Mehrere Juden haben mir geſagt, ſie hätten gegen das Wort „Jude“ 
als Benennung der Bekenner des moſaiſchen Glaubens nicht zu erinnern; 
allein das Wort Judenſchaft in dieſem Paragraphen gebe zu Zweideutig⸗ 
keiten Anlaß. Denn in Berlin 3 B. hätte dieſe nicht allein religiöfe Ange⸗ 
legenheiten, ſondern auch vielerlei Anderes zu beſorgen. Der Hauptzweck der 
Benennung „Synagogen⸗Verein“ war der, recht dentlich hervortreten zu laf- - 
fen, daß die Wirkſamkeit des Synagogens⸗Vereins ſich nur auf religiöfe 
und Schulzwecke zu beſchränken habe. ; (Schluß folgt.) 


